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Sehr vereehrte 
Leser,

Es sind nicht ge-
rade ruhige Zeiten, 
in denen wir uns be-
finden. Das Desaster 
der globalen Finanz-
märkte ist zum Ende 

des Jahres allgegenwärtig. Täglich errei-
chen den Bürger neue „bad news“ zum 
Thema und die Fachleute mahnen medi-
enwirksam, die Lehren aus der Krise zu 
ziehen. Auch der Vorstand des KSD hat die 
Auswirkung derselben für die kirchliche 
Wohnungswirtschaft erörtert. Sie wird für 
uns Thema bleiben, darf aber nicht davon 
ablenken, nach vorn zu blicken.

Deshalb: Neben einem kurzen Rück-
blick auf das Jahr 2008 möchten wir im 
KSD trotz schlechter Neuigkeiten aus den 
Finanzmärkten für 2009 positiv in die Zu-
kunft blicken und „good news“ verkünden. 
2008 war rückblickend ein erfolgreiches 
Jahr für den KSD. Neben der Jahrestagung 
in Regensburg, der Studienfahrt nach 
Rom, dem Energiekongress in Bamberg, 
der Studienreise nach Straßburg und der 
KSD-Fachtagung in Mainz bestimmten be-
deutende Themen die Arbeit: Die Frage 
des kirchlichen Immobilienmanagements, 

die Frage der Energiestrategie in den Bi-
stümern und der Wohnungswirtschaft und 
die Frage nach der Herausforderung des 
demographifesten Wohnens, sei es im Al-
ter oder mit Assistenz (deus caritas est).

Blicken wir nun nach vorn, so können 
wir infolge der Gepräche mit den Abgeord-
neten des Europäischen Parlaments fest-
stellen, dass es wünschenswert ist, wenn 
sich in der Europäischen Union die Bemü-
hungen zu einem gemeinsamen Vorgehen 
in Sachen zukunftsorientierter Energieeffi-
zienzpolitik noch intensivieren. Aus Euro-
pa wird noch einiges auf uns zukommen. 
Wir sehen dies als Herausforderung und 
neue Chance, die wir nutzen werden und 
der wir mit den vielschichtigen Potenzialen 
unserer Mitgliedsunternehmen zuversicht-
lich entgegenblicken. Es gilt also, diese 
Chance offensiv zu nutzen und 2009 unse-
re Präsenz in Brüssel weiter zu entfalten.

Auch steigende Energiepreise und 
der nachhaltige Schutz unserer Umwelt 
(„Gottes Schöpfung bewahren“) spielen 
im (Wohn-)Gebäudebreich eine fortdau-
ernde Rolle, die es thematisch für unsere 
Mitgliedsunternehmen in allen ihren Kon-
sequenzen zu entfalten gilt. Das trifft auch 
für die Herausforderung des Wohnens im 
Alter zu, der wir mit der Schaffung von zu-
kunftsfähigen Wohn- und Lebensformen 

begegnen müssen. Dies sind unsere Auf-
gaben für 2009. Eine neue Materie wird 
zudem in unser Blickfeld rücken: die 
Vielfalt in der Medienversorgung sowie 
die Digitalisierung mit den inhaltlichen 
Schwerpunkten vernetztes Wohnen und 
Internet-Fernsehen. Aber auch eine neue 
Energievision für ein Europa nach dem 
Zeitalter der fossilen Brennstoffe sollte er-
wogen werden. Hierzu sei Ihnen der Kom-
mentar dieser Ausgabe empfohlen, denn 
neue Akzente gilt es im Blick zu behalten! 

Schwerpunktmäßig befasst sich diese 
letzte Ausgabe der KSD-Nachrichten 2008 
jedoch mit den Themen der Fachtagung 
und des Energiekongresses. Es geht um 
energieeffiziente Immobilienverwaltung, 
Energiepolitik in der EU sowie innovative 
Projekte unserer Unternehmen. Zögern Sie 
nicht, bei Anregungen und Hinweisen Kon-
takt mit uns bzw. den kirchlichen Woh-
nungsunternehmen aufzunehmen.

Ich wünsche Ihnen ein besinnliches und 
segensreiches Weihnachtsfest sowie den 
pragmatischen „Blick nach vorn“, den das 
Jahr 2009 brauchen wird! So verbleibe ich 
mit den besten Wünschen für 2009

Ihr

Ulrich Müller 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 

„bad news“ und „good news“
Rückblick 2008 und themtischer Ausblick 2009

Editorial

Das Titelbild zeigt die Simulation eines Projektes des GSW 
Frankfurt/M. für 16 Häuser im Passivhausstandard in 
Mainz-Bretzenheim mit dem Namen „Im Klostergarten“.
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Die energiepolitischen Rahmenbedin-
gungen haben sich verschärft. Ein stärkerer 
internationaler Wettlauf um Rohstoffe und 
ein wachsender internationaler Energiebe-
darf haben zu deutlichen Preissteigerungen 
geführt, die besonders die Schwächeren in 
unserer Gesellschaft vor Probleme stellen. 
Zugleich – auch in Zusammenhang mit der 
Entwicklung des ungezügelten Energiever-
brauchs – häufen sich Meldungen über 
besondere Klimaereignisse, Überschwem-
mungen und die Verödung ganzer Land-
schaften. Wir kennen aber auch die Bilder 
aus unmittelbarer europäischer Nachbar-
schaft, wo Menschen ohne Dach über dem 
Kopf in Ruinen hausen.

Versorgungssicherheit, Ökologie
und Wirtschaftlichkeit

Für den KSD und die dec EWIV war dies 
der Anlass, sich dem Thema Energieund 
der Frage nach der Versorgung damit im 
Rahmen eines Energiekongresses anzu-
nehmen, der am 29. Oktober im Bistums-
haus St. Otto zu Bamberg stattfand. Dieser 
stellte sich die Frage, ob Energieeffizi-
enz in der Wohnungswirtschaft be-
zahlbar, ethisch verantwortbar und 
klimafreundlich zu gestalten ist.

Neben zahlreichen wohnungs- und en-
ergiewirtschaftlichen Vertretern der deut-
schen Bistümer war auch Bischof Franjo 
Komarica aus dem Bistum Banja Luka 
in Bosnien-Herzegowina anwesend. Der 
Gechäftsführer der dec domus europa-

ea christiana EWIV - Eu-
ropäische Wirtschaftliche 
Interessenvereinigung der 
christlichen Wohnungs- und 
Siedlungsunternehmen, 
Ulrich Müller, äußerte zu 
Beginn des Kongresses das 
Anliegen, insbesondere den 
Kontakt mit Partnern in 
Ost- und Südosteuropa zu 
suchen. In dieser Region 

bestünden enorme Herausforderungen 
in der Wohnungsversorgung und des Zu-
gangs zu Energie.

Der Energiekongress versteht sich  vor 
allem vor dem Hintergrund, dass die EU im 
Bereich des Wohnungswesens über keine 
originäre Gesetzgebungskompetenz ver-
fügt. Zum einen schafft die EU durch Ge-
setzgebung Rahmenbedingungen, die die 
Tätigkeiten der kirchlichen Einrichtungen 
in ihrem Handeln beeinflussen.

Zum anderen ist ein verantwortlicher 
und nachhaltiger Umgang mit der Erde – 
und mit dem Schöpfungswerk Gottes – 
gerade für die kirchlichen Einrichtungen 
und Unternehmen Ausdruck ihres Selbst-
verständnisses. Nicht zuletzt diskutiert 
die Deutsche Bischofskonferenz derzeit 
kontrovers die Folgen des Einsatzes von 
Bioenergie. Dabei stehen neben den um-
fassenden ökologischen Aspekten des Ein-
satzes von Biokraftstoffen folgende Punkte 
im Zentrum der Debatten: Ein enormer 
Wasserverbrauch für dessen Herstel-
lung, die soziale ethische Dimension 
und die Auffassung, Mais gehöre auf 
den Teller und nicht in den Tank.

Dazu kommt ein wachsender Energie-
hunger der Wohlstandsgesellschaft. Will 
man diesen zügeln und durch den Einsatz 
erneuerbarer Energien effizienter gestal-
ten, müssen auch die technischen und fi-
nanziellen Voraussetzungen gegeben sein. 
Ein Aspekt, der in der Gerechtigkeitsdis-
kussion vernachlässigt zu werden scheint. 
Speziell diese Problematik spielte in den 

Diskussionen beim Kongress fortwährend 
eine Rolle.

Die Referenten des Kongresses

Der Energiekongress war geprägt von 
zahlreichen hochkarätigen Referenten. 
Frau Prof. Dr. Marianne Heimbach 
Steins (Universität Bamberg) referierte 
über ethische Implikationen bei der Ausei-
nandersetzung mit Bioenergie. Sie kam zu 
dem Schluss, dass der Umgang mit Energie 
im Handeln der Kirche eine wesentliche 
Bedeutung für die Schöpfungsverant-
wortung und Entwicklungszusam-
menarbeit hat. Oberstes Ziel müsse die 
Energieeffizienz und Energieeinsparung 
sein. Im Blick auf die Nutzung von Bio-
energie gilt es zu bedenken, der ener-
getischen Nutzung von Brotgetreide in 
kirchlichen Gebäuden und dem Anbau von 
Brotgetreide zur Energiegewinnung auf 
kircheneigenen landwirtschaftlichen Flä-
chen den Riegel vorzuschieben. 

Von der Firma E.ON, einem der vier 
großen deutschen Energieversorger, war 
Gerhard Weiß vertreten. Ihm ging es um 
das grundsätzliche Spannungsverhältnis 
zwischen Versorgungssicherheit, Ökologie 
und Wirtschaftlichkeit, um zu bilanzieren, 
dass es heute ein ausgewogenes Verhält-
nis dieser drei Teilziele zueinander gibt 
und auch geben muss. Invesitionen der 
Energiewirtschaft sind wesenlich an 
verlässliche politische Rahmenbedin-
gungen geknüpft.

Dr. Michael Reder (Hochschule für 
Philosophie in München) thematisierte die 
globalen Herausforderungen der Versor-
gungssicherheit. Er kam du dem Schluss, 
dass es ethischer Leibilder bedarf, die die 
verteilung ermöglichen. Die Gerechtig-
keitsfrage werde sich auf die Vertei-
lung der Emissionsrechte zuspitzen.

Dr. Albert-Maria Drexler, Geschäfts-
führer der KSE, Gesellschaft für Energie-
versorgung der kirchlichen und sozialen 
Einrichtungen (KSE), präsentierte im An-
schluss die Gesellschaft KSE. Die vier Kir-
chen in Baden-Württemberg haben dieses 
eigene Energieversorgungsunternehmen 

KSD-Panorama

Energieeffizienz und Versorgungsgesrechtigkeit
Erster Energiekongress des KSD und der dec EWIV - Energiepolitik in der EU
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gegründet. Es kauft Energie ein und gibt 
diese zu erschwinglichen Preisen an die 
Kirchengemeinden und Einrichtungen 
von Caritas und Diakonie weiter. In einem 
ersten Schritt wird die KSE zum 1. Januar 
2009 die Erdgasversorgung für alle Kir-
chengemeinden sowie kirchlichen und 
sozialen Einrichtungen in Baden-Württem-
berg aufnehmen.

Praktische Lösungen in der
kirchlichen Wohnungswirtschaft

Im letzten Teil des Kongresses wurden 
praktische Lösungsansätze aufgezeigt, mit 
denen kirchliche Unternehmen versu-
chen, Antworten auf die gesetzlichen und 
sozial-ethischen Rahmenbedingungen zu 
finden. Dabei wurde auch die Arbeit der 
europäischen Mitglieder der dec EWIV 
vorgestellt.

Die Joseph-Stiftung errichtete ein 
Wasserkraftwerk, welches Europas erstes 
unterirdisches Flusswasser-Heizkraft-
werk ist. Mit einer Gefällehöhe für die me-
chanische Wasserkraft von 1,13 m und mit 
3 Turbinenanlagen vom Typ Kaplan-Rohr-
turbinen zu je 90 Kilowatt entspricht die 
jährliche Energieerzeugung von 700.000 
Kilowatt pro Stunde dem Stromverbrauch 
von etwa 280 Familien.

Das Gemeinnützige Siedlungswerk 
GmbH Frankfurt konzentriert sich auf 
energieeffizientes Bauen von Einfamili-
enhäusern im Passivhausstandard. Beim 
Passivhaus werden unnötige Wärmever-
luste derart stark verringert, dass eine 
separate Heizung nicht erforderlich ist. 
Wenn Zuluft mit Nachheizung als 
alleinige Wärmequelle ausreicht, ist 
ein Gebäude ein Passivhaus, weil es 
kein aktives Heizsystem benötigt. Drei 
Maßnahmen sind nötig, um den Passiv-
hausstandard zu erreichen.

1. Gut gedämmte Gebäudehülle
2. Hochwertige Fenster
3. Kontrollierte Wohnungslüftung

Passivhäuser sind an allen Außenbau-
teilen wie Dach-, Wand- und Kellerdecke 

wärmegedämmt. Die Fenster mit Dreifach-
verglasungen und zwei Beschichtungen 
sorgen für passive solare Gewinne die in 
den Wintermonaten mehr Wärme hinein 
als herauslassen. Die kontrollierte Woh-
nungslüftung sorgt für eine regelmäßige 
Lufterneuerung und verwendet eine hoch-
effiziente Wärmerückgewinnung um Lüf-
tungswärmeverluste zu reduzieren. Passive 
Wärmequellen wie Sonne, Mensch oder 
Haushaltsgeräte decken den größten Teil 
des Wärmebedarfs. Die nur noch erfor-
derliche geringe Restheizung kann über 
die Zuluft zugeführt werden. Fazit des 
Projektes: Ein behagliches Raumklima 
durch warme Wände und gleichmä-
ßige Zufuhr von erwärmter Frisch-
luft.

Die Vertreter des belgischen Unterneh-
mens CVBA Volkhaard berichteten eben-
falls über ein Projekt zu Passivhäusern. 
Volkshaard verwaltet derzeit rund 
5.000 Wohnungen im Bereich Gent 
und 20 umliegenden Gemeinden. In 
Flandern werden jährlich 100 Mietwoh-
nungen und 50  Eigentumswohnungen 
errichtet. Als Standort für das neue Ver-
suchsprojekt wurde das Warandeviertel in 
der Gemeinde Wachtebeke gewählt. Es be-
steht aus 350 Einfamilienhäusern der 70er 
Jahre. Das Versuchsprojekt besteht aus 
einer Gruppe von 5 Reihen-Wohnhäusern 
und 3 Garagen. Im Rahmen des nachhal-
tigen und ökologischen Bauens wird beab-

sichtigt, dass die Wohnungen dem Passiv-
hausstandard entsprechen.

 Ende 2007 beschloss der flämische Mi-
nister für Wohnbau, Marino Keulen, eine 
Reihe von Versuchsprojekten im sozialen 
Wohnbau im Hinblick auf Passivhäuser. 
Die Initiative verfolgt zwei Ziele. Einerseits 
die Förderung des Baus von Passiv-
wohnungen und andererseits einen Ein-
blick in die Mehrkosten zu erhalten, 
die der Bau eines Passivhauses mit 
sich bringt. Die CVBA Volkshaard wurde 
für die Ausführung des Renovierungspro-
jektes ausgewählt. Ausgangspunkt war, 
dass neben der regulären Subvention für 
sozialen Wohnbau ein zusätzlicher Kredit 
in Höhe von 25% des Selbstkostenpreises 
vorgesehen wird, um die Mehrkosten 
des Passivhausstandards zu finanzieren. 
Die CVBA Volkshaard ist eine der bedeu-
tendsten sozialen Wohnbaugesellschaften 
in Flandern. Seit 1991 wurde der soziale 
Wohnbau in Belgien vollständig regiona-
lisiert und über die 3 Regionen Flandern, 
Brüssel und Wallonien verteilt.

Der stellvertretende Geschäftsführer der 
Heimat Österreich aus Salzburg, Mag. 
Otto Straka, berichtete über die Errichtung 
und den Betrieb von Passivhäusern im 
Geschosswohnbau in Holzbauweise. 
Dies tat er anhand des Beispiels von 60 
Wohnungen (24 2-Zimmer-, 21 3-Zimmer- 
und 15 4-Zimmer-Wohnungen). Die Nutz-
fläche beträgt 4.495 m². Eine Evalutierung 
des Projektes ergab: 81 % der Bewohner 
fühlen sich in der Passivhaussiedlung wohl, 
42 % waren zufrieden mit der Heizung und 

Das Flusswasserkraftwerk der Joseph-Stiftung: Bei 
der Auswahl der Technik und des Turbinenkon-
zeptes - hier die drei Kaplan-Rohrturbinen - hat 
man auf eine die Fische schonende Ausführung 
geachtet. Neben einem engen Einlaufrechen ermög-
licht das Rohrturbinenkonzept ein geradliniges 
Durchströmen des Flusswassers. Kleinlebewesen 
nehmen dadurch keinen Schaden. Foto: Joseph-Stiftung

Die Passivhaussiedlung der CVBA Volkshaard mit 
einem Energieverbrauch der Heizung von 15 kWh/
m²/Jahr, Dreifachverglasung und 30 cm Isolierung 
an den Außenwänden. 		       Foto: Volkshaard
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59 % zufrieden mit der Lüftung.

Energieeffizienz: bezahlbar, 
klimafreundlich und ethisch
vertretbar

Der Kongress des KSD hat im Wesent-
lichen folgendes aufgezeigt:

Energieeffiziente Methoden in der 1.	
Wohnungswirtschaft müssen ihren 
Markt finden und müssen bezahl-
bar und klimafreundlich sein, um 
den Aufwand ihrer Verwendung zu 
rechtfertigen.

Innovationen, die im Ergebnis ih-1.	
ren Aufwand rechtfertigen, sind 
nicht ohne Fleiß und innovatives 
Management realisierbar.

Die Vermeidung von Umweltbelastungen 
und der Schutz der Schöpfung ist abhän-
gig von engagierten Mitarbeitern und dem 
Fachwissen von Spezialisten. Im Rahmen 
des Energiekongresses hat sich gezeigt: 
Mit den kirchlichen Siedlungswerken in 
Deutschland und Europa existieren kom-
petente Leistungsträger, mit denen ener-
giepolitische Herausforderungen bewältigt 
werden können.

Im Gegenzug ist zudem deutlich gewor-
den, dass Energie gerade bei kirchlichen 
Wohnungsunternehmen nicht ausschließ-
lich durch das Kriterium ihrer Effizienz 
erfasst werden kann, sondern wesentlich 
auch durch ihre ethische Dimension. Ge-
lingt eine Fokussierung darauf, so ist das 
ein Weg zur Steigerung der kirchlichen 
Glaubwürdigkeit, zur Erhöhung der 
Gastlichkeit in kirchlichen Immo-
bilien und zur Mobilisierung neuer 
finanzieller Spielräume für klimaf-
reundliche, bezahlbare und ethisch 
verantwortbare Innovationen.

Autor: KSD

Die Präsentationen und Beiträge zum 
Energiekongress in Bamberg sind im 
Internet abrufbar unter:

http://ksd-ev.de/index.php?id=25
www.pax-versicherungsdienst.de

Vertrauen Sie auf 15 Jahre Erfahrung im D&O-Bereich. 

Sprechen Sie mich an:

Norbert Schütz

Fon: 0221/16088-13 // Fax: 0221/16088-70

Allen anderen Entscheidungsträgern empfehlen wir unsere 

Manager-Haftpflicht. 

Damit eine kleine Fehlentscheidung nicht große Folgen 

für Sie und Ihre Familie hat. Wir bieten ein exklusives 

Lösungskonzept für KSD-Mitglieder: 

•  Analyse

•  Beratung

•  Konzept

•  Vergleich

unfehlbar
Wenn Sie  
unfehlbar sind, 
brauchen Sie nicht weiterzulesen. 
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Seit 2004 
führt der Ver-
band regelmä-
ßige Fachtagung 
zu speziellen 
i m m o b i l i e n -
wirtschaftlichen 
Fragestellungen 
durch. Mit die-
sen will der KSD 
insbesondere 
die bestandshal-
tenden Träger 

und Einrichtungen innerhalb der katho-
lischen Kirche in Deutschland ansprechen. 
Die KSD-Fachtagung 2008 stand unter 
dem Thema „Strategische Maßnahmen 
zur Senkung von Energiekosten“. 
Dazu konnte der KSD am 6. November in 
Mainz etwa 50 Teilnehmer aus den ver-
schiedensten Institutionen begrüßen.

Strategische Beobachtung der
Energieunterhaltskosten

Immobilien und Liegenschaften stellen 
an Eigentümer und Nutzer große Anforde-
rungen. Es gilt, nicht nur die Erstellungs-
kosten zu berücksichtigen, sondern auch 
die langfristigen Unterhaltskosten gerade 
bei der Energieversorgung im Blick zu 
behalten. So heißt es bereits im Bischofs-
papier „Der Klimawandel: Brennpunkt 
globaler, intergenerationeller und 
ökologischer Gerechtigkeit“ (2006): 
„Es ist ein Gebot ökonomischer Ver-
nunft wie sozialer und ökologischer 
Verantwortung, das Energiesparen 
und die Steigerung der Energieeffi-
zienz als wichtige, klimafreundliche 
und zudem arbeitsplatzsichernde 
(...) „Energiequellen“ viel stärker als 
bisher zu nutzen. Hier schlummern 
auch in Deutschland weiterhin en-
orme Potenziale, etwa im Bereich der 
Kraftwerkseffizienz, der Neubauten 
(Niedrigenergie- und Passivhäuser), 

der Altbausanierung (...) und des 
Verbrauchs von Elektrogeräten.“

Was die deutschen Bischöfe fordern, ist 
längst Bestandteil des Agierens kirchlicher 
Wohnungsunternehmen im Bereich Ener-
gieersparnis. Insbesondere die steigenden 
Energiepreise lassen die Betriebskosten zu 
einem das Budget für Gebäudeunterhalt 
belastenden Kostenfaktor werden. Nach 
Einschätzungen der EU-Kommission und 
der Bundesregierung wird etwa 40% der 
deutschen Endenergie in Gebäuden ver-
braucht, vorrangig für die Heizung. Durch 
optimierte Wärmedämmung und energie-
sparende Geräte lässt sich ein wirksamer 
Beitrag zum Klimaschutz leisten.

Erfassung energierelevanter Daten

Die deutschen Bischöfe betonen in ih-
rem Papier die außerordentliche Rolle, 
welche die Sektoren Neubau und Altbausa-
nierung im Hinblick auf das Ziel von mehr 
Energieeffizienz spielen. Die systematische 
Erfassung und Bewertung energierele-
vanter Daten sowie die energiewirtschaft-

liche Steuerung von Gebäuden können den 
Energieverbrauch senken. Es sollte also 
ein effizientes Energiemanagement 
in den Vordergrund rücken, welches 
das Ergebnis der Berücksichtigung 
energierelevanten Daten ist und zu-
gleich technischen und betriebswirt-
schaftlichen Anforderungen genügt.

Lebenszyklus-
betrachtung

Es kommt ferner auf eine Lebenszy-
klusbetrachtung von Gebäuden an, denn 
laufende Kosten für Betrieb, Unterhalt 
und Instandsetzung übersteigen während 
der Nutzungsdauer eines Gebäudes die 
ursprünglichen Baukosten. Im Zuge der 
Betrachtung des Lebenszyklus von Ge-
bäuden braucht es ein umfassendes 
Wissen über vorhandene Gebäude, 
ihre Entwicklungsmöglichkeiten, ih-
ren Zustand, die Auslastungen, zu-
künftige Instandhaltungskosten sowie 
die pastoralen und sozialen Zielset-
zungen.

Erst wenige Diözesen haben begonnen, 
ein systematisches, EDV-gestütztes Gebäu-
deinformationssystem aufzubauen. Der 
rechtliche Rahmen durch Bund/Länder 
und seitens der EU wird aber energetische 
Anforderungen an Gebäude immer mehr 

Schwerpunkt

KSD-Fachtagung 2008: Immobilienmanagement
Energieeffiziente Immobilienverwaltung - Maßnahmen zur Senkung von Energiekosten

Die Graphik zeigt die mittleren Energiebedarfswerte in Häusern. Die Einführung der neuen Energieein-
sparverordnung EnEV 2007 zum 1. Januar 2008, deren Novellierung zum 1. Januar 2009 beschlossen wur-
de, sieht die Reduzierung des Primärenergiebedarfes um 30% vor.             Grafik: Fraunhofer Institut für Bauphysik

Ulrich Müller, Geschäftsfüh-
rer des KSD, begrüßt die 
Teilnehmer der Fachtagung 
2008 in Mainz.          Foto: KSD
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erhöhen. Europäische Energieeinspar-
maßnahmen erlangen Bedeutung, so z.B. 
durch den Aktionsplan der Kommis-
sion für Energieeffizienz (2006), der 
Mindestleistungsanforderungen an neue 
und renovierte Gebäude einzuführen plant 
und Gebäude mit niedrigem Energiever-
brauch (Passivhäuser) fordert.

Dennoch: Neuregelungen für den 
Gebäudebestand in Sachen Ener-
gieeffizienz sollten hierbei nicht zu 
kaum tragbaren Belastungen für die 
Unternehmen und zu kaum bezahl-
baren Wohnkosten für die Mieter füh-
ren. Das Ziel ist ein wirtschaftlicher und 
bedarfsgerechter Umgang mit den Immo-
bilien.

Energetische Sanierung

Zunächst wurden auf der Fachtagung die 
Energiestrategien in der Erzdiözese 
Freiburg und im Bistum Osnabrück 
präsentiert. Klimaschutz und Energieer-
sparnis in Kirchen und Wohngebäuden 
stehen dort im Vordergrund. Auf Grund-
lage von Energieverbrauch und Energie-
kosten haben beide (Erz-)Bistümer ein 
strategisches Vorgehen entwickelt. Somit 
wurden nutzbare Potentiale aufgezeigt und 
Energiekosten konnten erfolgreich redu-
ziert werden. Der KSD berichtete in seiner 
Ausgabe der KSD-Nachrichten 2008/01 
ausführlich darüber. (http://ksd-ev.de/in-
dex.php?id=101)

Thomas Bleier, Geschäftsführer der 
STEG Stadtentwicklung GmbH berich-
tete über „Strategische Perspektiven 
bei der Planung und Umsetzung von 
energetischen Gebäudesanierungs-
maßnahmen und der Steuerung von 
Investitionen“.

Das Unternehmen stellt sich erfolgreich 
den heutigen Herausforderungen der Stad-
tentwicklung: Wirtschaftlichkeit, Ökologie 
und demographischer Wandel. Bleier ging 
auf die Ermittlung des Sanierungsbedarfs, 
die Bündelung von Maßnahmen und die 
Steuerung finanzieller Mittel ein. Der 
Vortrag gipfelte in der Empfehlung eines 
„STEG COMPASS“ für Mieter, Energieagen-
turen und Eigentümer.

Die enthaltenen Maßnahmen, die den 
umfassenden Zugriff auf erforderliche 
Daten ermöglichen und keine Anschaf-
fungskosten für Software oder Lizenzen 
beinhalten, lassen sich folgendermaßen 
zusammenfassen:

Definition der im Bestand vorkom-1.	
menden Gebäudetypen 
Berechnung der energetischen 2.	
Kennwerte für Mustergebäude
Interaktive Nutzung der Gebäude-3.	
datenbank durch Gebäudeeigentü-
mer über Internet und Eingabe der 
Gebäudedaten
Auswertung von Verbrauchsdaten 4.	
in den Kategorien unsaniert, teilsa-
niert, komplett saniert 
Kostenabschätzung verschiedener 5.	
Sanierungsmaßnahmen
Datenbank als Grundlage für kom-6.	
munale Energiekonzepte und CO2-
Bilanzen

Optimale Energieüberachung

Christian Gronwald, Vertriebsleiter der 

Innotec mess- und abrechnungs-
dienst GmbH erläuterte in einem Vortrag 
die Bedeutung eines effizienten Energie-
managements. Zum einen ging es  um die 
optimale Energieüberwachung und 
zum anderen um die Rolle des Inter-
nets zur Datenerfassung. Nicht zuletzt 
durch eine kontinuierliche Optimierung 
des Energiemanagements können Kosten-
senkungen für Energie realisiert werden. 
Mit modernster Kommunikationstechnik 
kann Energieeffizienz gesteigert werden.

Die aktuelle Situation besteht darin, dass 
steigende und dauerhaft hohe Energie-
preise bei mässig steigender Energieeffizi-
enz das Gewicht der „zweiten Miete“ und 
damit die Attraktivität des vermietbaren 
Wohnraums bestimmen. Die wirklich be-
einflussbaren Faktoren sind:

Energiepreise/Beschaffungskosten 1.	
Erzeugerkosten der Heizanlage 2.	
Verbrauchsverhalten der Mieter3.	

Strategisch mögliche Maßnahmen der 
Wohnungswirtschaft bestehen in der Bil-
dung eines transparenten „Energiedaten-
kreislaufes“ zur Erfassung, Analyse und 
zur Optimierung der beeinflussbaren 

Beispiel für eine aktive Energieüberwachung: Die zentrale Überwachung erfolgt über einen Endenergie-
zähler und über Sensorik (Außentemperatur, Kessel, Vor- u. Rücklauf). Die dezentrale Überwachung er-
leichtert die Bewirtschaftung. Eine Analyse, Auswertung und Visualisierung in Energieberichten kann fol-
gen und in einer Dokumentation niedergelegt werden.                                                         Foto: Firma Innotec
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Faktoren. Dazu gehört auch ein laufendes 
Controlling der Energieverbräuche. So las-
sen sich die Leistungsinhalte des Energie-
managements folgendermaßen verdichten: 
Überwachung – Analyse – Maßnah-
men – Optimierung - Kontrolle.

Mit diesen Maßnahmen wird eine En-
ergieüberwachung z.B. für 24 Wohnein-
heiten mit Fernwärme über Mittel wie die 
stärkere Absenkung der Vorlauftempera-
tur in der Nacht (bis ca. 40 °C) zur Er-
höhung der Wärmeeinsparung ermöglicht. 
Durch die Einstellung eines niedrigeren 
Nachtsollwertes kann die Anlage nachts 
abgeschaltet werden. Damit ist die höchste 
Einsparung erzielbar: 7% des Gesamtwär-
meverbrauchs. Zudem kann die Warmwas-
sertemperatur tagsüber von 58°C auf ca. 
55°C  abgesenkt werden. Die Absenkung 
der Heizgrenztemperatur auf ca. 17°C  
spart Energie in Höhe von ca. 3% des Ge-
samtwärmeverbrauches. Aber auch Mieter 
können Energie einsparen, indem sie das 
Verbrauchsverhalten anpassen.

Green Building

Tajo Friedemann von der Jones Lang 
LaSalle GmbH sprach zum Thema Green 
Building. Dies ist ein Verfahren, das die 
Ressourceneffizienz von Gebäuden in den 
Bereichen Energie, Wasser und Material 
erhöht bei gleichzeitiger Reduzierung der 
schädlichen Auswirkungen auf Gesundheit 
und Umwelt. Bei der Planung und Sanie-
rung wird besonders auf ressourcenscho-
nendes Bauen Wert gelegt. Von diesen 
Maßnahmen sind von der Anlage und der 
Planung alle Bereiche des Lebenszyklus 
eines Gebäudes betroffen.

Das Green-Building-Verfahren hat 
die Aufgabe, die Belastungen für die Um-
welt um ein deutliches Maß zu reduzieren, 
denn Gebäude sind vor allem in den Indus-
trienationen für einen hohen Verbrauch an 
Land, Energie und Wasser und damit auch 
die Veränderung von Luft und Atmosphäre 
verantwortlich. Angesichts der Klima-
politik der Bundesregierung gewin-
nen „Grüne“ Gebäude an Bedeutung. 
Friedemann kam zu dem Schluss, das 

staatliche Auflagen oftmals nur bedingt 
auf Marktakzeptanz treffen und Energieef-
fizienz Investoren und Nutzer nur bedingt 
befriedigen.

Die veränderte Wahrnehmung der Rol-
le von Nachhaltigkeit wird von staatlicher 
Seite nicht genutzt. Vor allem die wirt-
schaftliche Nachhaltigkeit ist Prä-
misse für die Umweltverträglichkeit, 
ebenso wie auch soziale Aspekte tief 
in die Wertschöpfung (Nutzungsöko-
nomie) eingreifen. So sind es die „Soft 
Aspects“, die als Katalysator für „Hard 
Cash“ dienen, denn innovative und flexible 
Raumkonzepte fördern auch das interak-
tive und mobile Arbeiten.

Informationssystheme für Gebäude
und CAFM-Lösungen

Die Be-
deutung des 
Facility-Ma-
n a g e m e n t s 
ist deutlich 
gestiegen und 
damit auch 
der Bedarf an 
Gebäudein-
formations-
s y s t e m e n . 
G e b ä u d e i n -
f o r m a t i o n s -
systeme ver-
walten eine 
Vielzahl von ge-
ometrischen, 
technischen, 
k a u f m ä n -
nischen und 
planerischen 
Informationen 
zur Bewirt-
schaftung und Planung von Gebäuden. Für 
ein effektives Facility-Management bedarf 
es auch und gerade dieser Gebäudein-
formationssysteme. Dr. Klemens Deinzer, 
Vorstand der Joseph-Stiftung ging in sei-
nem Vortrag auf die Notwendigkeit und 
den Nutzen von Gebäudeinforma-
tionssystemen und computerunter-

stützter Liegenschafts- und Gebäude-
verwaltung ein. Mit dem zunehmenden 
Fortschritt der Computerbranche entwi-
ckeln Hersteller Softwarelösungen zur 
Unterstützung des Facility Managements, 
sogenannte Computer Aided Facility 
Management-Software (CAFM).

CAFM bezeichnet die computergestützte 
Planung, Dokumentation und Verwaltung 
von Infrastruktur-Ressourcen wie Gebäu-
den, Flächen, Einrichtungen (Kabelstränge, 
Rohrsysteme etc.) oder Geräten (z.B. Dia-
gnosegeräte in Krankenhäusern). Durch 
das Vorliegen von digitalen Daten, werden 
innerhalb des Gebäudemanagements eine 
Vielzahl von Routinen automatisierbar, wie 
etwa die Ausschreibung von gebäudebezo-
genen Dienstleistungen.

Gute CAFM-Anwendungen sind nicht 
nur prozessorientiert - sie sind der Prozess 

Die Benotung von Immobilien nach Energiequalität hat Bedeutung erlangt. Nicht 
nur Investoren, Entwickler und Nutzer können profitieren, sondern die europä-
ische Bauwirtschaft insgesamt. Für Investoren stellt sich bei Green Buildings die 
Frage, ob sich der Einsatz lohnt. Nutzer, Mieter und Betreiber erzeugen aber den 
Bedarf so, dass Investoren und Entwickler nachhaltige Gebäude anbieten müssen. 
Die Grafik zeigt die Verschränkung der Interessen.	        Grafik: Jones Lang LaSalle

selbst. So ist es beispielsweise möglich, 
von einem Gebäudenutzer (z. B. einem 
Büroangestellten etc.) gemeldete Defekte 
(z. B. eine defekte Beleuchtung) als Re-
paraturaufträge in dem System zu hinterle-
gen. Diese Aufträge können dann von dem 
entsprechenden Fachbereich oder einer 
externen Firma eingesehen und bearbeitet 
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Kalte Füße?
Kein Problem mehr mit

Energiemanagement!
· Kosten in den Griff kriegen - durch Verbrauchsreduzierung

· Heizanlagenwerte managen - durch permanente Überwachung

· Beschaffung vorbereiten - mit dokumentiertem Lastgangverlauf

· Identifi zieren von „Energiefressern“ - mit Vergleichswerten zur Heizung

· effektive Abrechnungsvorbereitung – Verbrauchswerte weiterverarbeiten

· Störmeldemanagement - wenn Kennwerte über-/unterschritten werden

Justus v.-Liebig-Straße 21   D–01987 Schwarzheide

Fon: +49-35752-924 24   Fax: +49-35752-924 41

E-mail: info@innotec-messdienst.de

Schwerpunkt

werden. Es kann eine Auftragsverfolgung 
eingesetzt werden, bei der die offenen 
Aufträge dem Fachbereich bzw. der durch-
führenden Firma wieder vorgelegt werden, 
falls der Auftrag nach einer bestimmten 
Zeitspanne noch nicht erledigt sein sollte. 
Auf dem Markt gibt es mittlerweile unter-
schiedlichste Lösungen mit verschiedenen 
Schwerpunkten und Zielsetzungen.

Thomas Dreher, Geschäftsführer der 
Egger & Dreher GmbH referierte über 
praktische Umsetzungs- und Erfah-
rungshilfen für die erfolgreiche Ein-
führung einer CAFM-Lösung. Eine 
vollständige Baubestandserfassung, wel-
che alle betriebswirtschaftlichen sowie 
technischen Daten abdeckt, ist und bleibt 
für ihn der „Idealfall“. Zunehmend wer-
den CAFM-Systeme auch zur Abbildung von 
Facility-Management-Prozessen verwendet. 
Insgesamt stellte Dreher für die Qualität 
der CAFM-Lösung folgende Aspekte in den 
Mittelpunkt:

Mengengerüste1.	  (im kirchlichen 
Bereich bis zu 10.000 Objekte im 
sakralen und profanen Bau) 
Erfassungstiefe2.	  der betriebswirt-
schaftlichen und technischen Daten 
Clusterbildung3.	  für die einzelnen 
Objektarten 
Frage der Fremderfassung4.	  ver-
sus Eigenerfassung 

Je qualifizierter die Erfassung und damit 
die Verfügbarkeit der Daten ist, umso hö-
her ist die langfristige Wertschöpfung im 
laufenden Betrieb. Eine Optimierung 
des Energiemanagements ist nur bei 
Verfügbarkeit umfangreicher Daten 
und entsprechender Technik, etwa 
einer CAFM-Software mit Energie-
managementfunktionen sowie inte-
grierter Gebäudeleittechnik, effizient 
möglich.

Hierzu zählen Funktionen wie die 
Störüberwachung der Anlagen oder die 

Frühwarnung bei Überschreitung von de-
finierten Grenzwerten. Ebenso bedeutsam 
ist die Visualisierung von Verbrauchs-
daten und ein automatisch generierter 
Verbrauchsbericht. Auch Raumnutzungen, 
Kostenstellen, Mietbereiche und vieles 
mehr lassen sich einfach per Knopfdruck 
farblich visualisieren.

Autor: KSD 

Die Präsentationen und Beiträge zur 
KSD-Fachtagung 2008 in Mainz sind im 
Internet abrufbar unter:

http://ksd-ev.de/index.php?id=25

Wir hoffen, dass die Vorträge bei Ihnen 
auf Interesse stoßen und wir Tips 
für die Bewirtschaftung der eigenen 
Immobilienbestände geben können. Für 
weitere Fragen und Anregungen steht 
Ihnen die Geschäftstelle des KSD gern zur 
Verfügung. 
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Aufgrund der Empfehlung des Diözesan-
synodalrates, in den Kirchengemeinden 
und in den Gebäuden des Bistums ein 
Energiecontrolling flächendeckend ein-
zuführen, wurde in einem vom Bischof, 
Generalvikar und Finanzdirektor intensiv 
unterstützten Pilotprojekt im Bischöf-
lichen Ordinariat als erste bischöfliche 
Verwaltung in Deutschland durch die Ab-
teilung Liegenschaften und Zentrale Dien-
ste ein Umweltmanagementsystem auf-
gebaut.

Dieses System wurde im Februar 2007 
nach der strengen Umweltnorm EMAS II 
nach einjährigem Prozess zertifiziert. Im 
Juli wurde der Diözesanverwaltung das Gü-
tesiegel für den erfolgreichen Aufbau eines 
Umweltmanagementsystems verliehen.

Konkrete Ersparnis und Ziele

Das Umweltmanagementsystem bein-
haltet neben einer grundlegenden Be-
standsaufnahme vorhandener Umwelt-
schutzmaßnahmen die Erstellung eines 
Umwelthandbuches, die Verabschiedung 
einer Umweltpolitik, die Abfassung kon-
kreter Umweltverfahrensanweisungen 
sowie die Abfassung von Umweltzielen 
für die kommenden drei Jahre. Ziele 
des Umweltmanagements sind die 
Bewahrung der Schöpfung, der ver-
antwortungsvolle Umgang mit den 
Ressourcen sowie konkrete Kostenein-
sparungen durch einen reduzierten 
Energie- und Wasserverbrauch.

Die Einführung des Umweltmanagement-
systems nach EMAS II in der Diözesanver-
waltung hat Signalwirkung für das gesamte 
Bistum. Für die Kirchengemeinden bietet 
das Projekt eine konkrete Perspektive, ihre 
Gebäude auf einem ökologisch und ökono-
misch verbesserten Standard zu betreiben. 

Im Bischöflichen Ordinariat wurden für die 
Kirchengemeinden durch den Abteilungs-
leiter Liegenschaften und Zentrale Dienste 
als Projektverantwortlichen gemeinsam 
mit dem Umweltmanagementbeauftragten 
des Bistums und einem Projektmanager 
Anreize und konkrete Unterstützung-
sangebote entwickelt, damit die Kirchen-
gemeinden das Umweltmanagementsystem 
nach EMAS II übernehmen können.

Zertifizierung nach EMAS II

Konkret wurden entsprechende Infor-
mationsveranstaltungen für alle Kirchen-
gemeinden des Bistums durchgeführt, in 
denen das Projekt und der Ablauf bis hin 
zur Zertifizierungsreife vorgestellt wur-
de. An den Veranstaltungen nahmen rund 
30 Vertreter von Einrichtungen und rund 
100 Vertreter von Kirchengemeinden teil. 
In 35 Kirchengemeinden wurde bereits mit 
dem Aufbau von Umweltmanagementsyste-
men nach EMAS II begonnen. Weitere 49 
Kirchengemeinden befinden sich derzeit 
im Entscheidungsprozess und werden vo-
raussichtlich im kommenden Jahr starten. 
Weitere Anfragen von interessierten Kir-
chengemeinden und Pastoralen Räumen 
liegen vor.

In den beiden Rentämtern des Bistums 
Limburg, in Kelkheim und Hadamar, konn-
te der Aufbau von Umweltmanagementsy-
stemen nach EMAS II bereits im September 
2008 erfolgreich abgeschlossen werden. 
Die Umsetzung ist mit finanzieller und per-
soneller Unterstützung des Bischöflichen 
Ordinariates im Rahmen eines mehrjäh-
rigen Prozesses geplant. 

Allen Kirchengemeinden soll eine Zer-
tifizierung nach EMAS II ermöglicht 
werden. Ziel wird sein, nach Abschluss 
des auf mehrere Jahre angelegten Pro-
jektes, ein flächendeckendes Umwelt-
managementsystem für das gesamte 
Bistum Limburg aufzubauen. Bei die-
sem Projekt werden die Kirchengemeinden 

Schwerpunkt

Umwelt-Offensive des Bistums Limburg
Erfolgreiche Zertifizierung des Bistum-Umweltmanagementsystems nach EMAS II

extern und intern durch das Umweltteam 
in der Abteilung Liegenschaften und Zen-
trale Dienste beraten. Das Bistum Limburg 
will der Verantwortung, die Schöpfung zu 
bewahren, in besonderer Weise gerecht 
werden.

Dies wurde auch auf dem Katholiken-
tag im Mai 2008 in Osnabrück über ei-
nen Informationsstand kommuniziert, um 
deutschlandweit das Projekt vorzustellen.

Gute Ergebnisse

Die Umwelterklärung 2008 des Bistums 
Limburg dokumentiert, dass das Ziel der 
Einsparung von 25% Heizenergie be-
reits im ersten Jahr vollständig erfüllt und 
sogar übertroffen wurde. Die erheblichen 
Einsparungen an Heizenergie wurden u.a. 
durch Reduzierung des Heizens in den 
Fluren, eine Redimensionierung der Hei-
zungsanlagen sowie durch eine angepasste 
Nachtabsenkung der Heiztemperatur mög-
lich.

Zahlreiche Messungen mit Strommessge-
räten wurden durchgeführt, um den Strom-
verbrauch analysieren zu können. Eine 
Vielzahl von Glühlampen sind inzwischen 
gegen Energiesparlampen ausgetauscht. 
Weiterhin sind alle EDV-Arbeitsplätze mit 
schaltbaren Steckerleisten zur Stromlos-
schaltung im Standby-Betrieb ausgestattet 
worden. Der Stromverbrauch im Bis-
tum Limburg konnte im Jahr 2007 
gegenüber dem Jahr 2005 um rund 
8% reduziert werden.

Mit einem Schreiben an die Hauptliefe-
ranten wurde die Umweltverträglichkeit 
der Produkte erfragt, um künftige Ein-
kaufsentscheidungen vom Umweltverhal-
ten der Lieferanten abhängig zu machen. 
Darüber hinaus konnte der Papierver-
brauch im Bischöflichen Ordinariat um 
14% reduziert werden.

Ebenfalls wurde die Schaffung einer fun-
dierten Datenbasis für das Umweltmanage-
mentsystem in Angriff genommen. Ergän-
zend zu der bestehenden Projektgruppe 
„Umweltmanagement“ wurde ein Arbeits-
kreis gegründet, der die Umweltkenn-
zahlen auf der bereits vorhandenen Basis 
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Scheme, auch bekannt als EU-Öko-Audit 
oder Öko-Audit. EMAS wurde von der 
Europäischen Union entwickelt und ist 
ein Gemeinschaftssystem aus Umwelt-
management und Umweltbetriebs-
prüfung für Organisationen, die ihre 
Umweltleistung verbessern wollen. 
Die EMAS-Verordnung (Öko-Audit-Ver-
ordnung) misst der Eigenverantwortung 
der Wirtschaft bei der Bewältigung ihrer 
direkten und indirekten Umweltauswir-
kungen eine entscheidende Rolle zu.

Zertifiziert werden können Industri-
eunternehmen, Dienstleister, Verwaltun-
gungen etc., aber auch andere Arten von 
Organisation, einschließlich überstaatli-
cher Organisationen. EMAS gilt als eines 
der sogenannten „New environmental 
policy instruments“ (NEPI‘s - neue 
umweltpolitische Instrumente). Die 
Europäische Kommission und das 
Europäische Parlament wollen den Um-
weltschutz auch in ihren eigenen Betriebs-
abläufen verwirklichen. Die Kommission 

plant, das Gemein-
schaftssystem für 
das Umweltma-
nagement und 
die Umweltbe-
triebsprüfung 
(EMAS) in den 
kommenden vier 
Jahren auf die 
gesamte Behörde 
auszuweiten. Auch 
das EU-Parlament 
will die Teilnah-
me an EMAS aus-
weiten und seinen 

„ ö k o l o g i s c h e n 
Fußabdruck“ um 
30% verkleinern. 
So mindere der 

für die Zukunft in erheblich verbesserter 
Qualität und Quantität sicherstellen soll.

Reduzierung der CO2-Emissionen
 
Darüber hinaus konnte der CO2-

Ausstoß im Wesentlichen durch den 
reduzierten Gas- und Stromverbrauch 
im Jahr 2007 gegenüber dem Vorjahr 
um 10,6% verringert werden. Wolfgang 
Rath, Projektleiter im Umweltmanagement, 
ist zufrieden. „Die Ergebnisse nach einem 
Jahr Umweltmanagement im Bischöflichen 
Ordinariat sprechen für sich: Einsparung 
von über 25% Heizenergie, Reduzierung 
des Stromverbrauchs um 8%, Vermin-
derung des Wasserverbrauchs um 9%, 
Reduzierung des Papierverbrauchs um 
mehr als 14%, Austausch von 30% Weiß-
papier gegen Recyclingpapier und vieles 
mehr.“ Das alles zeige, dass sich der Weg 
lohnt und man diesen gemeinsam fortset-
zen wolle. Gesamtziel des Bistums ist die 
schrittweise Einbindung aller 340 katho-
lischen Kirchengemeinden und rund 30 
zentralen bistumseigenen Einrichtungen 
in den Aufbau eines Umweltmanagements 
nach EMAS II.

Hintergrund: EMAS II

EMAS ist die Kurzbezeichnung für En-
vironmental Management and Audit 

Umstieg auf grünen Strom an den 
drei Arbeitsorten der EU den Ausstoß 
an Treibhausgasen um 17%.

EMAS II wurde 1993 eingeführt. 
Teilnehmende Organisationen müs-
sen sich registrieren lassen, eine 
Umweltprüfung vornehmen, Um-
weltmanagementsysteme einrichten 
und deren Wirksamkeit nachweisen. 

Eine Umwelterklärung informiert die Öf-
fentlichkeit über die Umweltauswirkungen 
des Betriebs. Mit dem EMAS-Zeichen kön-
nen die Betriebe werben. Derzeit nehmen 
4000 Organisationen an EMAS teil; ein 
Drittel hat ihren Sitz in Deutschland.

Den EU-Gesetzgebern liegt seit diesem 
Sommer ein Änderungsvorschlag (EMAS  
III) vor, der kleinen und mittleren Unter-
nehmen eine Teilnahme erleichtern soll. 
Im Vergleich zur ISO-Norm 14001 stellt 
EMAS höhere Anforderungen an die Teil-
nehmer, heißt es in einer Analyse des Frei-
burger Centrums für Europäische Politik. 
Die Transparenz der Umweltauswirkungen 
einer Organisation von EMAS II gegenü-
ber der EMAS I wurde weiter ausgebaut. 
In einem stärkeren Ausmaß wird durch 
die neue EMAS-Verordnung Wert auf eine 
tatsächliche kontinuierliche Verbesse-
rung der Umweltleistung gelegt.

Die Berücksichtigung der direkten Um-
weltauswirkungen der Tätigkeiten der Or-
ganisation spiegeln diese Aspekte wider. 
Der Umweltgutachter darf die Umwelter-
klärung nur für gültig erklären, wenn er 
feststellt, dass die Organisation Rechtsvor-
schriften einhält.

Autor: Bistum Limburg und KSD

Durch die Aktivitäten des Bischöflichen Ordinariates wurden 2007 ca. 
418,77 Tonnen Kohlenstoffdioxid (CO²) emittiert. Dies bedeutet eine 
merkliche Minderung um 10,59 % gegenüber 2006. Den weitaus größten Anteil 
daran haben vor allem Gas und Strom mit 404,66 Tonnen.

Grafik: Bistum Limburg

K O N T A K T
Bistum Limburg - Abteilung 
Liegenschaften und zentrale Dienste
Herr Wolfgang Rath
Roßmarkt 4
65549 Limburg
Telefon: 06431 / 295 229
Telefax: 06431 / 295 588
E-Mail: W.Rath@bistumlimburg.de
Web-Site: www.bistumlimburg.de

Das Umweltmanagement wird 
durch ein Umweltteam der Ab-
teilung Liegenschaften und Zen-
trale Dienste unter Führung des 
Projektleiters Wolfgang Rath 
durchgeführt. Den beratenen 
Kirchengemeinden entstehen 
durch die Zertifizierung nach 
EMAS II keine Kosten. Diese 
werden vom Bistum übernom-
men. 	      Foto: Bistum Limburg
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Schwerpunkt

Die KfW fördert mit zinsgünstigen Dar-
lehen die Sanierung und den Neubau von 
Wohngebäuden. Dabei gilt: Je energieef-
fizienter das Ergebnis der Investition ist, 
desto günstiger ist die KfW-Finanzierung.
Neben Ein- und Zweifamilienhäusern för-
dert die KfW auch Wohn-, Alten- und Pfle-
geheime, Studentenwohnheime, Internate 
mit Wohnschlafräumen und Wohnheime 
im Bereich der Kinder-, Jugend- und Be-
hindertenhilfe. Mit welchen Programmen 
werden Sanierungs- und Neubaumaß-
nahmen von der KfW gefördert?

CO2-Gebäudesanierungsprogramm

Mit dem CO2-Gebäudesanierungspro-
gramm fördert die KfW Investitionsmaß-
nahmen mit dem Ziel, den Energiever-
brauch von Altbauten auf das Niveau von 
Neubauten und stärker zu senken. Die 
Förderung erfolgt durch günstige Dar-
lehenszinsen in Verbindung mit einem 
Tilgungszuschuss von 12,5% auf den 
Darlehensbetrag, sofern mit den Maß-
nahmen das Neubau-Niveau nach der En-

ergieeinsparverordnung um mindestens 
30% unterschritten wird. Wird mindestens 
Neubau-Niveau erreicht, beträgt der Til-
gungszuschuss 5%. Der Förderhöchstbe-
trag beträgt 50.000 Euro je Wohneinheit.

Beispiel: Ein Wohngebäude mit 20 
Wohneinheiten soll energetisch saniert 
werden. Ziel ist es, mit den Maßnahmen 
die Werte für Neubau-Niveau minus 30% 
nach der Energieeinsparverordnung zu 
erreichen. Die KfW fördert die geplanten 
Maßnahmen mit einem Darlehen in 
Höhe von 1 Mio. Euro. (20 Wohnein-
heiten x 50.000 Euro je Wohneinheit). 
Die KfW gewährt einen Tilgungszuschuss 
von 12,5% bzw. 125.000 Euro. Dieser 
Betrag wird dem Kreditnehmer nach der 
Durchführung der Maßnahmen gutge-
schrieben, so dass sich der Darlehensbe-
trag auf 875.000 Euro reduziert. 

Der Förderzins für ein Darlehen im 
CO2-Gebäudesanierungsprogramm beträgt 
1,40% nominal bzw. 1,41% effektiv bei 20 
Jahren Laufzeit, 10 Jahren Zinsbindung 
und bis zu 3 tilgungsfreien Anlaufjahren 
(Stand:  11.12.2008).

Wohnraum-Modernisieren

Mit dem Programm Wohn-
raum-Modernisieren können 
einerseits allgemeine Moderni-
sierungs- und Instandsetzungs-
maßnahmen mit bis zu 100.000 
Euro je Wohneinheit (Variante 
STANDARD) und andererseits 
energetische Einzelmaßnahmen 
mit bis zu 50.000 Euro je Wohn-
einheit (Variante ÖKO-PLUS) fi-
nanziert werden. 

Der Förderzins für ein Darle-
hen in der Variante STANDARD 
beträgt 4,00% nominal bzw. 
4,63% effektiv und in der Vari-
ante ÖKO-PLUS 2,70% nominal 
bzw. 2,73% effektiv bei jeweils 
20 Jahren Laufzeit, 10 Jahren 

Die KfW Förderbank stellt Mittel für die 
Schaffung von Wohneigentum, die Sanierung 
und Modernisierung von Wohngebäuden 
sowie die Nutzung erneuerbarer Energien 
zur Verfügung. Sie fördert kleine und mitt-
lere Unternehmen, die in den Umweltschutz 
investieren. Im Infrastrukturbereich wer-
den neben allen kommunalen Investitionen 
auch wohnwirtschaftliche und gemeinnüt-
zige Projekte und Träger unterstützt.

Info.Box 
KfW-Förderbank

Energieeffiziente Wohngebäude
KfW-Darlehen für Sanierungs- und Neubaumaßnahmen

Zinsbindung und bis zu 3 tilgungsfreien 
Anlaufjahren (Stand: 11.12.2008). 

Ökologisch Bauen

Das Programm Ökologisch Bauen för-
dert mit den KfW-Energiesparhäusern 40 
und 60 sowie dem Passivhaus den ener-
gieeffizienten Neubau von Wohngebäuden. 
Auch in diesem Programm erfolgt die För-
derung über Darlehenszinsen und einen 
Förderhöchstbetrag von 50.000 Euro je 
Wohneinheit. 

Bei einem Darlehen für ein KfW-Energie-
sparhaus 40/Passivhaus beträgt der För-
derzins 2,70% nominal bzw. 2,73% effek-
tiv und für ein Energiesparhaus 60 4,00% 
nominal bzw. 4,63% effektiv bei jeweils 
einer Laufzeit von 20 Jahren, Zinsbindung 
von 10 Jahren und tilgungsfreien Anlauf-
zeit von 3 Jahren (Stand: 11.12.2008). 
Die KfW- Förderdarlehen werden bei einer 
Bank, Sparkasse oder Bausparkasse bean-
tragt. Ausführliche Informationen stellt die 
KfW im Internet bereit.

Autor: KfW, Bearbeitung KSD

K O N T A K T
KfW-Förderbank
Niederlassung Berlin
Charlottenstraße 33/33a
10117 Berlin
Telefon: 030 / 202 64 57 98
Telefax: 030 / 202 64 51 88
E-Mail: falk.nitzsche@kfw.de
Internet: www.kfw-foerderbank.de
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Kommentar

Im Jahr 2007 
wohnte gemäss Gut-
achten der Vereinten 
Nationen erstmals die 
Mehrheit der Menschen 
in riesigen Stadtgebie-
ten mit zehn Millionen 

Menschen und mehr. Große Populationen 
konsumieren viel Energie. Ein Ende der Ur-
banisierung ist nicht abzusehen.

30% aller Tier- und
Pflanzenarten bedroht

Der 4. UNO-Klimabericht erschien 
2007. In den nächsten zwei Jahrzehnten 
wird laut diesem die Temperatur alle zehn 
Jahre um 0,2 Grad Celsius steigen. Der Kli-
mawandel infolge der Verbrennung fossiler 
Energieträger bringt Europa ein höheres 
Gesundheitsrisiko durch Hitzewellen und 
eine Gefährdung der Ernteerträge. In eini-
gen Regionen könnten bis zum Jahr 2080 
bis zu 60% der Arten aussterben. 

Die Ursache: Seit 1970 hat der erzeugte 
Ausstoss von Treibhausgasen zur Energie-
erzeugung um 70% zugenommen. Die Kon-
zentration des Treibhausgases Kohlendioxid 
(CO2) übersteigt die in den vergangenen 
650.000 Jahren natürliche Menge bei wei-
tem. Die weltweite Durchschnittstempera-
tur wird in diesem Jahrhundert zwischen 
1,1 und 6,4 Grad Celsius zunehmen. Wenn 
der Temperaturanstieg mehr als 1,5 bis 2,5 
Grad Celsius beträgt, sind 20 bis 30% aller 
Tier- und Pflanzenarten vom Aussterben 
bedroht. Ein Anstieg der globalen Tempe-
ratur um 5 Grad Celsius würde auch die 
menschliche Spezies auslöschen.

Der UN-Weltklimarat (IPCC) fordert 
deshalb, dass die Industrieländer ihre 
Emissionen bis 2020 um 25 bis 40% sen-
ken müssen, um einen dramatischen Kli-
mawandel zu vermeiden. Andernfalls dro-
he neben dem Artensterben eine steigende 
Zahl von Todesfällen, Verletzungen und Er-

Eine neue Energievision

Der Umweltkommissar Stavros Di-
mas sagte zum „Aktionsplan für Nachhal-
tigkeit in Produktion und Verbrauch und 
für eine nachhaltige Industriepolitik“: „Die 
Ursachen des Klimawandels und der Um-
weltzerstörung weltweit liegen in unseren 
Produktions- und Verbrauchsmustern. Es 
ist an der Zeit, von diesen Mustern abzu-
kehren.“ Eine Energiewende auf der Welt, 
vor allem für Europa im 21. Jahrhundert, 
ist damit unabdindbar. Die EU wird tech-
nisch wie kommerziell dazu in der Lage 
sein, die Tür in ein neues Energiezeitalter 
aufzustoßen. Wir brauchen einen ökono-
mischen Plan. Am Beginn steht eine neue 
Energievision! Das eindeutige Ziel ist der 
Ausstieg aus den fossilen Brennstoffen.

Diese Wende fordert der US-Ökonom 
Jeremy Rifkin für die Energiepolitik der 
EU. Das neue Energieregime könnte die 
Lebensweise so grundlegend ändern, wie 
die Einführung von Kohle und Dampfkraft 
im 19. Jahrhundert, wie der Wechsel zu 
Strom und Öl im 20. Jahrhundert oder die 
IT-Wende zur Informations- und Daten-
verarbeitung mitsamt der fortschreitenden 
Digitalisierung im 21. Jahrundert.

Energieeffizienz und dezentrale
Energieerzeugung/-versorgung

Eine Schlüsselrolle bei dieser Wende 
spielt die Energieeffizienz. Sie bietet für 
jedes Unternehmen die Möglichkeit, den 
Kostendruck zu reduzieren und ist eine 
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I m p r e s s u m

krankungen durch Überschwemmungen 
und Dürren.

Kein Anlass zur Sorge, sondern
Grund zur Panik!

Diese Entwicklung gibt keinen An-
lass zur Sorge mehr. Sie gibt Anlass zur 
Panik, wenn verhindert werden soll, dass 
das Schöpfungswerk Gottes innerhalb ver-
gleichsweise weniger Jahre der Vernich-
tung preisgegeben wird. Keine Frage: Der 
Gesamtausstoss von Treibhausgasen muss 
sinken. Hier ist die Politik aber auch jeder 
Einzelne in seinem Handeln gefordert! Die 
EU-Umweltminister gaben im Dezember 
2004 das Ziel aus, den Ausstoß bis 2050 
auf dem Stand von 1990 zu halbieren. 
Damit soll sichergestellt werden, dass die 
globale Erwärmung zwei Grad Celsius im 
Vergleich zu vorindustriellen Werten nicht 
übersteigt. Die Temperaturen sind bereits 
um rund ein Grad gestiegen.

Desgleichen hat sich die EU zum Ziel 
gesetzt, den Anteil erneuerbarer Energien 
an der Stromproduktion auf 20% bis 2020 
zu erhöhen und 20% weniger CO2 gegen-
über 1990 zu erzeugen. Eine Reihe von 
EU-Mitgliedstaaten zögert, die Vorgaben 
umzusetzen. Dies führt dazu, dass die EU 
die Ziele um ein bis zwei Prozentpunkte 
verfehlen wird.

Ulrich Müller: 
Noch Grund zur Sorge oder schon Anlaß zur Panik?
Neue Vision für eine Klimapolitik der EU und die Energiewende in der Wohnungswirtschaft
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große Chance im Wettbewerb. Dies gilt 
auch für private Haushalte. Für Beleuch-
tung verbraucht z.B. ein durchschnittlicher 
Haushalt im Jahr 350 Kilowattstunden 
Strom. Energiesparlampen könnten 80% 
davon einsparen. Der am 8. Dezember 
2008 getroffenen EU-Beschluss über das 
schrittweise Verbot von Glühbirnen ist ein 
richtiger wenn auch später Schritt und ein 
Signal für die Verwendung effizienter Pro-
dukte. Weitere Schritte müssen folgen, so 
wie es anderswo noch effektiver Maßnah-
men bedarf. Spielkonsolen z.B. verbrau-
chen mehr Strom als ein großer Flachbild-
fernseher - 160 Watt.

Der Energieeffizienz in Gebäuden 
kommt eine besondere Rolle zu. Die größ-
ten Möglichkeiten für Energieeffizienz lie-
gen beim Heizen von Gebäuden und beim 
Warmwasser. 90% des Energieverbrauchs 
eines privaten Haushalts liegt hier. Am 
meisten Energie kann durch gedämmte 
Altbauten und durch neue Konzepte für 
Neubauten gespart werden. Bei Altbauten 
lässt sich der Energiebedarf etwa um 50% 
reduzieren. Alle baulichen und technischen 
Maßnahmen sollten auf ihren Energiever-
brauch hin überprüft werden. Das Passiv-
haus hat eine 80% bessere Energieeffizienz 
gegenüber bisherigen Neubauten, und eine 
bis zu 95% gegenüber Altbauten.

Der Bau von Passivhäusern ist heute 
technisch völlig problemlos realisierbar. 
Hier sollte die kirchliche Wohnungswirt-
schaft vorangehen. Entsprechend ermu-
tigen wir die kirchlichen Einrichtungen, 
diesen Standard eher kurz- als mittelfristig 
einzuführen. Das kann langfristig aber nur 
ein Zwischenschritt zum Energie-Plus-
Haus sein, welches keine aktive Heizener-
gie benötigt und darüber hinaus Strom 
selbst produziert. Ausgestattet u.a. mit ei-
ner Photovoltaikanlage (PV) ist es völlig 
abgekoppelt von Gas und Öl.

Gebäudeintegrierte Photovoltaik-
systeme oder Mini-Windräder für Häu-
ser sind hier auf dem Vormarsch. „Power 
Plants“ - Kraftwerke mit PV-Systemen - ha-
ben enorme Wirkungsgrade. Mit 37,6% 
Wirkungsgrad bei der Umwandlung von 
Sonnenlicht in Strom haben wir 2008 einen 

Europarekord. Die technische Entwick-
lung wird bald deutlich höhere Leistungs-
grade bringen. Das Haus als dezentrales 
Kraftwerk mit positiver Energiebilanz ist 
nicht mehr unmöglich! Sparsamkeit und 
Effizienz sind neben Gedanken über alter-
native Energieversorgung das Gebot der 
Stunde! Die Energieversorgung aus fossi-
len Energieträgern wird keine dauerhafte 
Perspektive bieten. Vielmehr beinhaltet die 
neue Energie-Vision, dass die dezentrale 
Erzeugung und Verwendung von Energie 
der dezentralen Speicherung von Daten 
mitsamt ihrer Bereitstellung auf unzäh-
ligen dezentralen Servern und Rechnern 
im Zeitalter des Digitalen entspricht. De-
zentrale Gebäude könnten als eigene Kraft-
werke - eben „Power Plants“ - auftreten. 

Europaweites Energienetz

Kurz: Es geht um eine Vision über ein 
europaweites Energienetz, das nicht zen-
tral von Stromkonzernen gespeist wird, 
sondern von Nutzern. Jedes Haus versorgt 
sich selbst mit Energie und ist mit ande-
ren vernetzt. Strom und Wärme werden 
durch die Nutzung von Biomasse, Solar- 
und Geothermie oder im Passivhaus als 
energetisch autonomem Gebäude selbst 
erzeugt. Die Industrienationen der EU 
sollten auf umweltschonenden Energie-
quellen umsteigen. Wenn in den dezentra-
len Gebäuden mehr Energie gewonnen als 
verbraucht wird, so wird sie gespeichert 
oder in das Stromnetz eingespeist. Bei der 
Speicherung liegt zugegeben ein entschei-
dendes Problem.

Deshalb sind bei moderner Technik zur 
Nutzung von nicht fossiler Energie auch 
Technologien zur Speicherung sauberer 
Energie in den einzelnen Einheiten wichtig. 
Fazit: So wie heute zehntausende Compu-
ter über ein Netzwerk eine hohe Leistung 
entwickeln, entstehen im beschriebenen 
Energiemodell Millionen kleine Kraft-
werke in Gebäuden. Im Internet steuern 
heute die Nutzer einen Großteil der Inhalte 
bei. Es geht darum, auch Gebäude online 
zu bekommen - und zwar für Energie. Die 
Verknüpfung moderner IT-Lösungen mit 

Ansprüchen der Energieeffizienz und mit 
effektiver Energiespeicherung bei dezen-
tralen Energieerzeugungsanlagen bietet 
einen Ausweg.

Innovation und Vorreiterrolle

Die Rolle der EU bei dieser Wende 
hängt von dem Innovationsvermögen ihrer 
Unternehmen ab, so auch von den Woh-
nungsunternehmen. Gebäude sind zu 40% 
an den europäischen Klimagasemissionen 
beteiligt. Nicht nur Licht und Wärme steht 
in der Bilanz, auch die Klimatisierung.

Die Lissabon-Strategie der EU wird 
sich angesichts der Ressourcenknappheit 
stärker auch auf die „grünen Märkte“ 
ausrichten müssen. Zudem trifft die EU 
nicht mit der notwendigen Dringlichkeit 
Vorkehrungen. Abgesehen von Zielvorga-
ben für Biotreibstoff, hat Europa keinen 
abgestimmten Plan für den Übergang in 
ein Zeitalter nach dem Öl. Es fehlt folglich 
eine entsprechende Vision. Der aktuelle 
„20-20-20“-Plan der EU verpflichtet dazu, 
bis 2020 die CO2-Emissionen um 20% be-
zogen auf den Ausstoß von 1990 zu verrin-
gern. Dies ist aber nur ein Anfang.

Die Energiewende sollte für die kirch-
lichen Einrichtungen ins Auge gefasst wer-
den. Diese können Vorreiter bei der Abkehr 
von fossilen Brennstoffen und dem Wandel 
hin zur Nutzung von umweltschonender 
Energie-Technik sein. Es handelt sich 
zwar um eine Vision, aber auch der läng-
ste Weg beginnt mit einem ersten Schritt. 
Dieser Wechsel wird viel Geld kosten. Hier 
ist die Politik gefordert, geeignete Rah-
menbedingungen zu schaffen. Aber auch 
jeder Einzelne muss überprüfen, ob Ren-
diteerwartungen auf die Spitze getrieben 
werden müssen! Sicher ist eines: Je länger 
wir zögern, umso teurer wird es. Dies hat 
ein Stern-Report über die prognostizierten 
Kosten des Nicht-Handelns gezeigt. - Das 
scheinbar Unmögliche wagen, auch ohne 
ordnungsrechtliche Notwendigkeit! Am 
Ende geht es gemäß dem Schöpfungsauf-
trag darum, das Ansteigen der globalen 
Durchschnittstemperatur durch innovative 
Maßnahmen zu stoppen.    Autor: Ulrich Müller 
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Ihr Kabelanschluss für Fernsehen, Internet und Telefon.

Höherer Wohnwert, zufriedene Mieter, weniger Stress. Das 
alles gibt es jetzt mit dem Digitalen Kabelanschluss zuver lässig 
aus einer Hand. Dank mehr Programmvielfalt sowie günstigem 
Internetzugang* und zuverlässigem Telefonanschluss* bleiben 
Ihre Objekte auch in Zukunft attraktiv. Mehr Informationen  
erhalten Sie bei einem persönlichen Gespräch mit unserem 
Geschäftskunden-Service.

Kabel Anschluss

* In immer mehr Gebieten verfügbar.

Mit den besten Verbindungen
für Wertsteigerung wie von selbst
Triple-Play* über den Kabelanschluss für attraktivere Wohnobjekte

151-8-592_Anz_WoWi_Manager_SSP_178x257#.indd   1 01.09.2008   16:27:22 Uhr
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dec EWIV-Studienreise nach Straßburg
Wohnungspolitische Gespräche mit Abgeordneten des Europäischen Parlaments

Aus Europa

Auf Einladung von Dr. Werner Lan-
gen, Staatsminister a.D. und Mitglied 
des Europäischen Parlaments (EVP-
ED) befanden sich die Gesellschafter der 
dec EWIV vom 19. bis 21. November 2008 
zu einer Studienreise in Straßburg. Da das 
Ziel der dec EWIV die Zusammenarbeit 
der nationalen christlichen Siedlungs- 
und Wohnungsunternehmen ist, fanden 
in Straßburg, wo gerade das Europäische 
Parlament tagte, intensive wohnungspoli-
tische Gespräche mit deutschen, österrei-
chischen und polnischen Abgeordneten 
des Europäischen Parlamentes statt.

Wohnungspolitik – 
Ein Politikfeld der EU?

MdEP Dr. Werner Langen empfing 
die Gesellschafter am 19.11.2008 in 
seinen Büroräumen im Louise-Weiss-
Gebäude des Europäischen Parla-
ments zu Straßburg und stand für ein 
Gespräch zum Thema „Wohnungspo-
litik – Ein Politikfeld der EU?“ bereit. 
Insbeondere wurde die Richtlinie 
über die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden (EPBD) diskutiert, 
welche die Verringerung der Nutzfläche, 
ab der ein Energieausweis auszustellen ist, 
beinhaltet und entsprechend von bisher 
1.000m² Nutzfläche eine Ausweitung der 
Ausstellungspflicht auf annähernd alle Ge-
bäude vorsieht. Zudem beinhaltet sie en-
ergetische Mindestanforderungen (kwh/
m²/a) an neue und renovierte Gebäude. 
Ziel ist die Festlegung einer einheitlichen 
europäischen Berechnungsmethode.

Neben der Richtlinie zur Förderung 
der Nutzung von Energie aus erneu-
erbaren Quellen (COM(2008)0019) 

und der Mitteilung der Kommission 
über einen Aktionsplan für Nachhal-
tigkeit in Produktion und Verbrauch 
und für eine nachhaltige Industrie-
politik (COM(2008)0397) diskutierten 
die Gesellschafter mit Dr. Langen über die 
Festlegung harmonisierter Bedingungen 
für die Vermarktung von Bauprodukten 
(COM(2008)0311) – die Bauprodukte-
richtlinie. Desgleichen anwesend bei die-
ser Unterredung war MdEP Rainer Wie-
land (EVP-ED), der seit 1997 Mitglied 
des Europäischen Parlaments ist. Er zeigte 
sich als vorrangiger Ansprechpartner, 

gründen. Die EPG würde in der Praxis zur 
Folge haben, dass für ein Unternehmen ein 
und dieselbe Rechtsform ausreicht, gleich-
gültig ob es in seinem eigenen Mitgliedstaat 
oder in anderen tätig ist. Die Entscheidung 
für die EPG erspart den Unternehmern Zeit 
und Geld für Rechtsberatung, Management 
und Verwaltung.

Wohnungswirtschaft und
europäische Regionalpolitik

Neben einer Teilnahme an der Plenarsit-
zung des Europäischen Parlamentes und 
einer zweistündigen Stadtführung durch 
Straßburg trafen sich die Gesellschafter 
am Abend mit MdEP Mieczysław Ed-
mund Janowski zu einer Diskussion zum 
Thema: „Wohnungswirtschaft und euro-
päische Regionalpolitik – Erfahrungen, 

Erfolge und Perspektiven“. Janowski 
gehört zur Fraktion Union für das 
Europa der Nationen (UEN), welche 
Mitglieder nationalkonservativer und 
euroskeptischer Parteien umfasst, 
die zwar nicht für den Austritt ihres 
Landes aus der EU stehen, jedoch auf 
Souveränität ihrer Nationen behar-
ren. Mit momentan 44 Abgeordneten 
ist sie die viertgrößte Fraktion im 
Europäischen Parlament hinter den 
Christdemokraten, Sozialdemokraten 
und Liberalen. Janowski ist Mitglied 
des Ausschusses für regionale Ent-
wicklung (REGI) und Mitglied der 
interfraktionellen Arbeitsgruppe 

„Urban Logement“ im Europäischen 
Parlament, die auf Themen der Städtepo-
litik spezialisiert ist.

Mit Janowski diskutierten die Teilneh-
mer über Themen, die die Generaldirekti-
on Regionalpolitik betreffen, insbesondere 
über die Europäischen Fonds für regi-
onale Entwicklung (EFRE). Die EFRE-
Mittel sind hauptsächlich für Förderungen 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen, für Infra-
strukturen und lokale Entwicklungsinitiati-
ven zur Unterstützung kleiner und mittlerer 
Unternehmen vorgesehen. Konkret geht es 

wenn es um die Verordnung des Rates 
über das Statut der Europäische Pri-
vatgesellschaft (COM(2008)396 ) - die  
EPG - geht. Künftig können demnach in 
allen Mitgliedstaaten Europäische Privat-
gesellschaften gegründet werden. Diese 
neue Rechtsform wurde entwickelt, weil 
für grenzüberschreitend tätige kleine und 
mittlere Unternehmen heute sehr kostspie-
lige Verpflichtungen bestehen. Sie müssen 
bislang in jedem Mitgliedstaat, in dem sie 
tätig werden wollen, Tochterunternehmen 
mit jeweils unterschiedlicher Rechtsform 

Europa-Parlament in Straßburg: Blick in den Lichthof des 
Louise-Weiss-Hauses, Sitz des Europäischen Parlaments. Das 
Parlament trifft sich einmal im Monat zu einer Plenartagung in 
Strassburg. 			      www.BadenPage.de
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um die Schwerpunkte: Kommunikations-
technologien, Energie, Umwelt, soziale In-
frastrukturen und städtische Erneuerung.

Ebenso wurde über die Initiative 
URBAN I (Gemeinschaftsinitiative) 
und URBAN II gesprochen. Letztere hat 
während des Programmplanungszeitraums 
1994-1999 118 städtische Gebiete 
finanziert. Die Unterstützung der 
Gemeinschaft belief sich auf nahezu 
900 Mio. Euro. Dies ermöglichte eine 
förderfähige Gesamtinvestition von 1,8 
Mrd. Euro, die 3,2 Mio. Personen in ganz 
Europa zugute kam. Bis 2013 wird das Ziel 
gesetzt, den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt durch Ausgleich der 
wichtigsten regionalen Ungleichgewichte 
zu stärken, indem die Regionalwirtschaften 
entwickelt und strukturell angepasst 
werden, einschließlich der Umstellung 
der Industriegebiete mit rückläufiger 
Entwicklung und der rückständigen 
Gebiete, und indem die grenzübergreifende, 
transnationale und interregionale 
Zusammenarbeit gefördert wird.

Ausgaben für den Wohnungsbau sind 
nur in den Mitgliedstaaten, die der Europä-
ischen Union am 1. Mai 2004 oder danach 
beigetreten sind (Estland, Lettland, Polen, 
Slowakei, Slowenien, Tschechien), förder-
fähig. Die Ausgaben beschränken sich auf 
Mehrfamilienhäuser und Gebäude, die Ei-
gentum gemeinnütziger Unternehmungen 
sind.

Sozialer Wohnungsbau 
und Beihilferecht

Am darauffolgenden Tage trafen sich die 
Gesellschafter in den Konferenzräumen von 
MdEP Mag. Othmar Karas (EVP-ED), 
um mit ihm die Frage „Sozialer Wohnungs-
bau im Spannungsfeld zwischen Daseins-
vorsorge und Beihilferecht“ zu erörtern. 
Karas ist Mitglied im Ausschuss für Bin-
nenmarkt und Verbraucherschutz (IMCO). 
Das Gespräch griff den Wohnungsbau 

Wohnumfeld zu bleiben. Eine engere Koor-
dinierung zwischen Gesundheits- und Sozi-
aldiensten wird von allen Diskutierenden 
als entscheidend angesehen.

Ebenso wurde auf die Mitteilung der 
Kommission – Eine erneuerte Sozia-
lagenda (COM(2008)0412) eingegan-
gen. Die Kommission legte im Herbst 2008 
eine Mitteilung über Maßnahmen zur Be-
friedigung der Bedürfnisse einer alternden 
Bevölkerung vor. Gemäß dem Aktionsplan 
„Informations- und Kommunikationstech-
nologien für eine alternde Gesellschaft“ 
wird ein neues EU-Programm aufgelegt, in 
dessen Rahmen mehr als 600 Mio. Euro 
für Forschungsarbeiten darüber bereit-
gestellt werden, wie Informations- und 
Kommunikationstechnologien das Leben 
älterer Menschen zu Hause und in der 
Gesellschaft erleichtern. Die Mitteilung 
der Kommission – Ein erneuertes 
Engagement für ein soziales Europa 
(COM(2008)0418) fand im Gespräch rege 
Beachtung. Es geht um die Verstärkung der 
Offenen Koordinierung als Instrument der 
Sozialagenda. Diese Koordinierung trage 
dazu bei, Mitgliedstaaten ein gemeinsames 
Verständnis der sozialen Herausforde-
rungen zu vermitteln. 

Die Studienreise endete mit einer Schiff-
fahrt auf der Ile durch Straßburg - vorbei 
am Europäischen Viertel mit Parlament, 
Europarat und dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte. Die Eindrü-
cke der Fahrt und die intensiven Gespräche 
werden viel Stoff für die kommende Aus-
einandersetzung in den Gremien des KSD 
und der dec EWIV bieten.

Autor: KSD

im Beihilferecht auf, insbesondere die 
Befreiung des Sozialen Wohnungsbaus von 
der Notifizierungspflicht unter der Voraus-
setzung, dass dieser als Dienstleistung von 
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse 
von den Mitgliedstaaten anerkannt wird. 
Entsprechend den Grundsätzen für eine 
bessere Rechtsetzung sind durch die Ent-
scheidung und den Gemeinschaftsrahmen 
aus dem Jahr 2005 über staatliche Beihil-
fen, die über Ausgleichzahlungen für die 
Erbringung öffentlicher Dienstleistungen 
gewährt werden, die beihilferechtlichen 
Vorschriften vereinfacht worden. Der 
Spielraum der Mitgliedstaaten bei der 
Definition der Dienste von allgemeinem 
Interesse blieb dabei unangetastet. Die Be-
stimmungen ermöglichen es den Mitglied-
staaten, durch die Erteilung eines Versor-
gungsauftrags die Versorgungssicherheit 
zu gewährleisten und sämtliche Nettoko-
sten der Unternehmen auszugleichen.

Pflege und Wohnen im Alter

Direkt danach erwartete bereits MdEP 
Dr. Gabriele Stauner (Sozialpolitische 
Sprecherin der CSU-Europagruppe) 
die Delegation aus der europäischen Woh-
nungswirtschaft. Mit ihr erörterten die Gä-
ste das Thema: „Demographie, Pflege und 
Wohnen im Alter: Auswirkungen auf und 
Herausforderungen an das europäische 
Lebensmodell“. Dr. Stauner ist Mitglied im 
Ausschuss für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten (EMPL). Mit ihr wurde 
über die Frage der Langzeitpflege disku-
tiert.

Die Generaldirektion Beschäftigung, so-
ziale Angelegenheiten und Chancengleich-
heit zieht derzeit die auf den Bedarf der 
jeweiligen Person zugeschnittene häus-
liche oder gemeindenahe Pflege der An-
staltspflege vor. Durch die Unterstützung 
informeller Pflegekräfte und die Nutzung 
neuer Technologien könne man Menschen 
helfen, möglichst lange in ihrem vertrauten 

Aus Europa

K O N T A K T
dec – domus europaea  
christiana EWIV
c/o KSD Katholischer
Siedlungsdienst e.V.
Reinhardtstr. 13
10117 Berlin
Telefon: 030 / 280 936 50
E-Mail: info@KSD-eV.de
Web-Site: www.KSD-eV.de
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Unternehmensnachrichten

Menschenrecht auf Wohnung

Die Joseph-Stiftung beging am 28. Ok-
tober 2008 im Bamberger Konzerthaus 
„Sinfonie an der Regnitz“ ihre 60-Jahr-
Feier in Form eines Zukunftskongresses. 
Neben den anwesenden Gästen, darunter 
Karin Roth, Parlamentarische Staatsse-
kretärin im Ministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung sowie Lutz Freitag, 
Präsident des Bundesverbandes deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
(GdW), gratulierte der Bamberger Erz-
bischof S.E. Dr. Ludwig Schick zum 
60-jährigen Jubiläum der Stiftung. Beim 
Festakt erinnerte er an das „Menschen-
recht auf Wohnung“. Dieses müsse auch 
in Zukunft eine bleibende Aufgabe sein. 
Es bleibe zudem kirchliche Aufgabe, Sor-
ge für angemessenen Wohnraum für sozial 
Schwächere, kinderreiche Familien oder 
arbeitssuchende Menschen zu tragen. 
Gleichzeitig wies er darauf hin, dass die 
Wohnungswirtschaft in Deutschland den 
Blick öffnen müsse für die Globalisierung.

Engagement: einst und heute

Schick erinnerte an die Gründungsjahre 
der Joseph-Stiftung, die geprägt waren von 
der Nachkriegssituation in Deutschland: 
wohnungssuchende, ausgebombte Fami-
lien, Heimatvertriebene und Flüchtlinge. 
Erzbischof Joseph-Otto Kolb setzt damals 
alles daran, die Not der Wohnungslosen zu 
beheben und ihren zu ihrem Menschen-
recht auf Wohnung zu verhelfen. Das war 
Motivation zur Gründung der Stiftung im 
Jahr 1948. Für das 60-jährige Engagement 
der Joseph-Stiftung dankte der Erzbischof 
allen Beschäftigten sowie dem Vorstand. 
Neben Erzbischof Schick betonte auch Prä-

lat Dr. Karl Jüsten, Beauftragter 
der Deutschen Bischofskonferenz 
im Vorstand des KSD, dass der Stif-
tungsauftrag zeitlos ist, trotz verän-
derter wirtschaftlicher und sozialer 
Rahmenbedingungen. Er reiche in 
die Zukunft. Insbesondere gelte 
dies für die Wohnbedürfnisse äl-
terer Menschen. Dr. Jüsten hielt seinen 
Festvortrag zum Thema „Wohnen im Alter: 
Gemeinschaftsbildung und Sozialauftrag“.

Sozialer Wohnungsbau Osteuropa

In Reaktion auf die Einladung des KSD an 
die Bistümer und Caritasverbände in Ost-
europa, insbesondere an entsprechende 
Vertreter aus den neuen Mitgliedsländern 
der EU, denen die europäischen Aktivitäten 
des KSD und der dec EWIV - Europäische 
Wirtschaftliche Interessenvereinigung der 
christlichen Wohnungs- und Siedlungsun-
ternehmen präsentiert werden sollen, rei-
ste eigens der Bischof von Banja Luka, S.E. 
Franjo Komarica, nach Bamberg an.

Während des Balkankrieges wurden 
98% der Kirchen und Klöster seiner Diö-
zese völlig zerstört, die Priester und Or-
densleute gefoltert oder umgebracht. Der 
Bischof hat in den Kriegsjahren sein Haus 
für Menschen in Not geöffnet, ungeachtet 
ihrer Religion. Er wurde zur moralischen 
Instanz, zum Anwalt für Menschenrechte 
aller Bewohner Bosnien-Herzegowinas. In 
Briefen hat er sich an die Politiker der Welt 
gewandt und auch bei der Unterzeichnung 
des Friedensvertrags von Dayton auf die 
erneut resultierenden Ungerechtigkeiten 
hingewiesen. 

Die dec EWIV wird bemüht sein, den 
Kontakt zu ihm und seiner Diözese insbe-
sondere mit Blick auf die Unterstützung 
der dortigen Kirche im Bereich des sozi-
alen Wohnungsbaus aufrecht zu erhalten. 
Ein erneutes Treffen zwischen Bischof Ko-
marica und Vertretern der dec EWIV ist für 
2009 in Banja Luka geplant.          Autor: KSD

Zukunftskongress und 60-Jahr-Feier
Joseph-Stifung begeht 60-Jahr-Feier - Zeitloser Stiftungsauftrag

60-Jahr-Feier der Joseph-Stiftung in Bamberg. Im 
Gespräch: links Ulrich Müller, Geschäftsführer 
dec EWIV und KSD, rechts S.E. Franjo Komarica, 
Bischof von Banja Luka. Im Hintergrund: Prälat 
Dr.  Karl Jüsten und Erzbischof Dr. Ludwig Schick.

Foto: KSD

„Faktisch stellt sich die Situation heute so 
dar, dass 95 % der älteren Menschen in 
einer normalen Wohnung leben und dort 
lange bleiben möchten. Das hat zur Folge, 
dass mehr als ¾ aller Pflegebedürftigen 
im häuslichen Umfeld wohnen und dort zu 
90% durch Familiennetzwerke gepflegt wer-
den. (...) Auch muss es für die kirchlichen 
Wohnungsunternehmen ein Anliegen sein, 
gute Wohnbedingungen für alte Menschen 
zu schaffen. Denn solche sind Vorausset-
zung für ein zufriedenes Leben sowie ge-
sellschaftliche Beteiligung. Sie sollten einen 
Beitrag dazu leisten, das Zusammenleben zu 
fördern und den sozialen Rückhalt zu stär-
ken. (...) Die Gesellschaft muss insgesamt 
stärker für das Thema „Altern“ sensibilisiert 
werden. Dies ist ein langfristiger Prozess, 
der ein Umdenken in allen Bereichen von 
Politik, Wirtschaft und Verwaltung voraus-
setzt. Kooperationen in unterschiedlichsten 
Zusammenhängen sind bei der Aktivierung 
der Potenziale einer alternden Gesellschaft 
von zentraler Bedeutung. (...) Eine moder-
ne Politik für das Wohnen im Alter braucht 
Menschen, die die Vision einer lebens-
werten Zukunft haben. Und es bedarf keiner 
Mühe zu erkennen, dass die Visionen der 
Menschen, welche in der Nachkriegszeit 
die kirchlichen Siedlungswerke gründeten, 
von einer lebenswerten Zukunft ausgingen 
und dafür zu arbeiten bereit waren. Dies gilt 
auch für die heute handelnden Akteure der 
Joseph-Stiftung.“

Auszüge der Festrede von 
Prälat Dr. Karl Jüsten:

„Wohnen im Alter: Gemeinschafts-
bildung und Sozialauftrag“
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Unternehmensnachrichten

Aachener: Wohnen mit Demenz
Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH -  
Die Caritas Wohngemeinschaft der für Demenzkranke in Berlin

Menschen mit Demenz, die aus Sicher-
heitsgründen nicht mehr in ihrer eigenen 
Wohnung leben können, die nicht körper-
liche Gebrechen haben, sondern vor allem 
wegen ihrer Desorientiertheit Hilfe und 
Unterstützung benötigen, finden in ent-
sprechenden Wohngemeinschaften eine 
Alternative zum Alten- und Pflegeheim.
Tendenziell beziehen 4 bis 8 dementiell 
erkrankte Menschen eine große Wohnung, 
jeder bezieht ein Zimmer, gemeinsam ha-
ben sie zumeist eine Wohnküche und zwei 
bis vier Toiletten und Bäder. Sie legen ihre 
Leistungen aus der Pflegekasse bzw. Pfle-
gestufe zusammen und können sich es so 
leisten, dass rund um die Uhr jemand da 
ist, der sich um sie kümmert. Ähnlich wie 
einst im Studentenleben lebt es sich eben 
auch im Alter gemeinsam preisgünstiger. - 
Zudem ist man ist nicht allein.

Caritas-Wohnprojekt in Berlin

Ein Wohnprojekt in Berlin ist das Ergebnis 
der Zusammenarbeit zwishen dem Mit-
gliedsunternehmen des KSD, der Aachener 
Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft 
mbH aus Köln, und der Caritas Berlin. Das 
Haus Koloniestraße 115 wurde im Jahre 
1900 errichtet und im Jahre 2007 von der 
Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesell-
schaft mbH erworben. In Abstimmung mit 
der Caritas Berlin ist in den ehemaligen 
Gewerberäumen durch Ergänzung einer 
Wohneinheit im Seitenflügel und einer 
Wohneinheit im Obergeschoss eine Groß-
wohnung mit einer Wohnfläche von insge-
samt 330,0 qm für eine Wohngemeinschaft 
für neun demenzkranke Personen entstan-
den.
Die Räumlichkeiten wurden aufwendig 
modernisiert und renoviert. So erfolgte 
unter anderen der Einbau von 3 barrie-

refreien Bädern und einem behinderten-
gerechten Aufzug. Am 19.12.2008 hat die 
Caritas Berlin zum Tag der offenen Tür 
eingeladen, damit Angehörigen, Ärzten, 
Betreuungsstellen und eventuellen Bewoh-
nern das Objekt vorgestellt werden kann.

Das Unternehmen: Die Aachener
Siedlungs- und Wohnungsgesell-
schaft mbH

Das Unternehmen wurde am 04. Januar 
1949 in Aachen gegründet. 1950 wurde 
der Sitz der Gesellschaft nach Köln verlegt. 
Aufgabe der Gesellschaft war es, sich am 
Wiederaufbau zu beteiligen und dabei spe-
ziell den Bereich des Wohneigentums zu 
fördern. Entsprechend dem Gründungsge-
danken ist die Gesellschaft auch heute noch 
mit Schwerpunkt im Bereich der Wohnei-
gentumsbildung und der Wohnungsversor-
gung für breite Schichten tätig.

In der zum 01. Januar 1990 neu gefassten 
Satzung heißt es dazu: „Die Gesellschaft 
betreibt Wohnungs- und Städtebau, 
Baubetreuung und Verwaltung von 
Wohnanlagen. Sie soll zur Versor-
gung breiter Bevölkerungskreise und 
besonderer Gruppen mit preiswerten 
Wohnungen und Folgeeinrichtungen 
beitragen und aktiv an der Gestaltung 
einer geordneten Wohnumwelt mit-
wirken. Durch den Bau von Eigen-
heimen und Eigentumswohnungen 
sollen familiengerechte Wohnmög-
lichkeiten geschaffen und die Eigen-
tumsbildung gefördert werden.“

Verbund von Gesellschaften

Die Aachener ist ein Verbund von Ge-
sellschaften, die im Wohnungsneubau, der 
Hausbewirtschaftung und Liegenschafts-
verwaltung, in der Baubetreuung und in 
der Verwaltung von Immobilienfonds tätig 
sind. Die Unternehmen beschäftigten zum 
31. Dezember 2007 insgesamt über 226 
hauptamtliche sowie mehr als 174 neben-

berufliche Mitarbeiter. Die Aachener und 
die ihr verbundenen Unternehmen bewirt-
schaften einen Wohnungsbestand von rund 
24.300 Einheiten, in der Mehrzahl Sozial-
wohnungen, sowie rund 1.930 Gewerbe-
einheiten.

Tätigkeitsschwerpunkte der Gesell-
schaften sind Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Berlin. Um Bauprojekte 
schnell und reibungslos zu realisieren, darf 
es an einem nicht fehlen: an Koordination. 
Als Bindeglied zwischen allen Akteuren von 
den Immobilienkäufern und Grundstücks-
anbietern über das Kompetenz-Center in 
Köln, den zuständigen Behörden bis hin zu 
den Handwerks- und Baufirmen nehmen 
die Zweigstellen der Aachener in Mün-
ster, Düsseldorf, Trier und Berlin bei der 
Bauausführung eine Schlüsselfunktion ein. 
Das Caritas-Wohnprojekt in Berlin wird im 
Januar 2009 eröffnet und eingeweiht.

Autor: Helmut Marx, Bearbeitung KSD

K O N T A K T
Aachener Siedlungsd- und Woh-
nungsgesellschaft mbH
Bornholmer Straße 77
10439 Berlin
Telefon: 030 / 400 033 31 
Telefax: 030 / 484 781 69
E-Mail: berlin@aachener-swg.de
Internet: www.aachener-swg.de

Muß keine Einbahnstraße sein: Demenz. Erkrankte 
Menschen brauchen neue Wohnformen und Pflege-
konzepte, die die spezifischen Bedürfnisse der Be-
troffenen und deren Angehöriger berücksichtigen. 
Wohngemeinschaften sind eine erfolgreiche Lö-
sung, die der steigenden Zahl von Demenzerkran-
kungen Rechnung trägt. 	        Foto: Pixelio.de
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Projekt: SUN - Stadtteil-Unterstützungs-Netzwerk
Taschengeldprojekt der Joseph-Stiftung wirkt erzieherisch

Unternehmensnachrichten

Wenn Artur, Stefan und Waldemar im 
„Babenberger Viertel“ im Bamberger Süd-
westen ihre Regenjacken anziehen und 
Arbeitshandschuhe überstülpen, rücken 
sie Papierschnipseln, Glasscherben und 
anderen Abfällen zuleibe. Mit Müllkneifer, 
Besen und Schaufel sammeln sie einmal 
pro Woche innerhalb der mit rund 350 
Mietwohnungen größten Wohnanlage der 
Joseph-Stiftung Müll auf. Neben dem Ge-
winn für das optische Erscheinungsbild 
des Stadtteils werden auch Gefahren durch 
Ungeziefer gebannt, weil herumliegende 
Essensreste nicht vergammeln, sondern in 
die Entsorgung wandern. Sowohl die An-
wohner als auch der zuständige Stiftungs-
Hausbetreuer Rolf Dinkel freuen sich über 
die Verbesserung, die seit Beginn 
der beim Stadtteil-Unterstüt-
zungs-Netzwerk (SUN) angesie-
delten Säuberungsaktion im April 
deutlich sichtbar ist. 

Aktiver Einsatz für die
Umwelt

SUN ist eine Initiative der 
Joseph-Stiftung, die für die Ju-
gendlichen das Taschengeld zahlt. Jeder 
von ihnen hat einen Vertrag mit dem kirch-
lichen Wohnungsunternehmen unterzeich-
net, mit dem er sich für eine festgelegte 
Zeit zur Teilnahme verpflichtet. Sie kon-
trollieren die Außenanlagen und achten 
dabei besonders auf die Spielplätze. Wenn 
sie groben Müll oder Beschädigungen fin-
den, wird der Hausbetreuer darüber in-
formiert, damit er das Nötige veranlassen 
kann. Die Teilnahme ist freiwillig. Dieser 
aktive Einsatz für die Umwelt hat auch 
erzieherischen Charakter. Nicht zuletzt 
profitieren die Jugendlichen durch das 
Zeugnis, das sie zum Abschluss erhalten. 

Weil es in Bamberg so gut läuft, möchte 
die Joseph-Stiftung das Konzept auch in 
ihren Nürnberger Wohnanlagen umsetzen. 
Vorstellbar ist, dass auch in anderen Stadt-
teilen Bambergs Interesse besteht, dieses 
Pilotprojekt zu übernehmen.

Autor: Joseph-Stiftung, Bearbeitung KSD

Das Siedlungswerk Stuttgart hat am 27.  
November 2008 den Ausloberpreis 2008 
der Architektenkammer Baden-Württem-
berg im Konzerthaus Freiburg verliehen 
bekommen. Der Preis geht an Wohnungs-
unternehmen, die durch professionelle 
Architektenwettbewerbe gute Architektur 
befördern. Bedeutend  ist neben dem In-
strument hochwertiger Architektenwett-
bewerbe die vorbildliche Umsetzung qua-
litätsvoller Wettbewerbsentscheidungen. 
Der anonyme Wettstreit um die beste Lö-
sung der Bauaufgabe sichere die bestmög-
liche Qualität im Hinblick auf Funktion, 
Wirtschaftlichkeit und Gestaltung des Neu-
baus. Das Siedlungswerk als Mitgliedsun-
ternehmen des KSD erhielt den Preis von 
der Architektenkammer Baden-Württem-
berg durch ihren Präsidenten Wolfgang 
Riehle als Ausdruck der Gesamtleistung in 
diesem Bereich und für das Engagement 
für die Baukultur in Baden-Württemberg. 
Geschäftsführer Bruno Möws nahm die 
Auszeichnung entgegen. Die Laudatio hielt 
Prof. Werner Sewing, der Autor und Archi-
tekturtheoretiker in Berlin ist.      Autor:  KSD

K O N T A K T
Joseph-Stiftung
Kirchliches Wohnungsunternehmen
Hans-Birkmayr-Straße 65
96050 Bamberg
Telefon: 09 51 / 914 4 0 
Telefax: 09 51 / 914 45 55
E-Mail: info@joseph-stiftung.de
Internet: www.joseph-stiftung.de

K O N T A K T
Siedlungswerk gemeinnützige Gesell-
schaft für Wohnungs- und Städtebau 
mbH
Postfach 10 41 42
70036 Stuttgart
Telefon: 0711 / 238 13 84
Telefax: 0711 / 238 13 20
E-Mail: info@siedlungswerk.de
Internet: www.siedlungswerk.de

Baukultur
Siedlungswerk erhält Ausloberpreis

Im Bamberger Südwesten engagieren sich Jugendli-
che für mehr Sauberkeit im Wohngebiet.

Foto: Joseph-Stiftung

SUN ist ein Modellprojekt des Caritasverbandes 
Bamberg und der Joseph-Stiftung zur Vernetzung 
sozialer Hilfen und Dienste im Auftrag des Bam-
berger Erzbischofs. Ziel ist die Verbesserung der 
Lebensqualität in Bamberg-Südwest.

Foto: Joseph-Stiftung



KSD-Nachrichten 	 21
4. Jahrgang · Heft 2008/04

KSD-Nachrichten 2008/04			   Schwerpunktthema: Energieeffiziente Immobilienverwaltung

© Verlag Bauen und Siedeln c/o KSD e.V., Berlin
ISSN 1865-3219

Über die Neubautätigkeit und die 
Auswirkungen des schwachen Woh-
nungsneubaus in Deutschland disku-
tierten die Teilnehmer der Mitglieder-
versammlung des Gesamtverbandes der 
Katholischen Familienheimbewegung in 
Münster. Der Gesamtverband ist ein Zu-
sammenschluss der NRW-Bistümer Aa-
chen, Essen, Köln, Münster und Paderborn. 

Geringe Neubautätigkeit und
Eigenheimrentengesetz

Deutschland liege im Vergleich der 
Neubautätigkeit von 2,6 Wohnungen pro 
1000 Einwohner aller west- und mittel-
europäischen Länder mit deutlichem 
Abstand an letzter Stelle. Angeführt wird 
die europäische Rangliste von Irland, das 
seit 1994 einen Spitzenplatz einnimmt, 
mit 18 Wohnungen je 1.000 Einwohner. 

Andreas Hesener, Geschäftsführer des 
Gesamtverbandes, kritisierte die Diskussi-
on um eine mögliche Marktsättigung und 
Bevölkerungsschrumpfung. „Bedarf nach 
neuem familiengerechten Wohnraum, 
am besten im Eigentum ist nach wie vor 
vorhanden und immer noch der Wunsch 
von 80% der Familien in Deutschland“ so 
Hesener.  Auch das geringe Wirtschafts-
wachstum und die Einkommenssituation 
der Menschen habe Spuren bei der Bau-
tätigkeit hinterlassen. „In anderen euro-
päischen Ländern werden für Familien 
Förderinstrumente eingeführt oder sogar 
ausgeweitet – in Deutschland werden sie 
einfach abgeschafft“ betonte Hesener. 

Das neue Eigenheimrentengesetz werde 
es nicht schaffen, neue Anreize für Fami-
lien zu schaffen. Hesener kritisierte es 
als ein Bürokratiemonster, dessen Inhalt 
ernüchternd sei und Familien wenig Entla-
stung bringe. „Im Jahr 2008 sind das rund 

Unternehmensnachrichten

20 Mio. Euro, im Jahr 2012 rund 100 Mio. 
im Gegensatz zur Eigenheímzulage, die Fa-
milien eine Entlastung von rund  8 Mrd. 
Euro brachte“. Zudem stünden den 20 
Mio. Euro Entlastung im ersten Jahr Pro-
grammierkosten in Millionenhöhe, Kosten 
für Informationspflichten der Unterneh-
men und eine Belastung der Verwaltung 
entgegen. Das Gesetz werde der Bauwirt-
schaft keine Impulse geben. Die Koalition 
halte sich nicht an den Koalitionsvertrag 
von 2005, der als Ziel Wohneigentumsbil-
dung von Familien mit Kindern festschrieb.

Abschaffung der Erbschaftssteuer

Auch die Erbschaftsteuer wurde dis-
kutiert. Die Mitglieder bestätigten, dass 
Erben Familiensache ist und das eigene 
Heim im Erbfall steuerfrei bleiben müsse. 
Bei der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichtes, Geldvermögen dem Immo-
bilienvermögen gleichzusetzen, sei für den 
Verband nicht hinreichend berücksichtigt 
worden, dass Immobilienvermögen an-
ders als Geldvermögen ständig repariert, 
gewartet und gepflegt werden muss. „Wir 
appellieren an die Regierungskoalition, 
die fiskalisch unrentable Erbschaftsteuer 
ganz abzuschaffen, so der Geschäftsführer.

Energetische Anforderungen

Die steigenden Energiepreise waren 
ebenfalls Thema auf der Mitgliederver-
sammlung. Für die Umsetzung von Kli-
maschutzmaßnahmen sei es unerlässlich, 
die Hauseigentümer nicht mit unzumutba-
ren oder undurchführbaren Auflagen zu 
belasten, so der Vorsitzende des Gesamt-
verbandes Reinhard Stumm aus Bergheim. 
Bei Neubauten sei die Umsetzung energe-
tischer Vorgaben besser einzuplanen als 

bei Eigenheimen im Bestand, da dort die 
Umsetzung von Klimaschutzerfordernissen 
bzw. Auflagen komplizierter umzusetzen 
seien. Stumm ist davon überzeugt, dass 
jeder verantwortliche Hausbesitzer im In-
teresse seiner eigenen Geldbörse alles tun 
wird, um die Energiebilanz seines Eigen-
heimes zu verbessern. Hilfreich seien un-
komplizierte Darlehnsprogramme der KfW.

Mitgliederzuwachs im Verband

Der Vorsitzende freute sich über die  
Mitgliederentwicklung des Verbandes. In 
den vergangenen 2 Jahren sind dem Verein 
rund 2.000 neue Familien beigetreten. Hier 
zeige sich, wie wichtig die Arbeit im Inte-
resse der Haus- und Wohnungseigentümer 
und denen, die es noch werden  wollen, sei. 

Autor: VKS, Bearbeitung KSD

VKS: Kritik am Wohnungsneubau in Deutschland
Mitgliederversammlung der Katholischen Familienheimbewegung in Münster

K O N T A K T
VKS Katholische Familienheimbewe-
gung e.V.
Neubrückenstraße 60
48143 Münster
Telefon: 0251 / 490 18 11
Telefax: 0251 / 490 18 18
E-Mail: 
info@familienheimbewegung.de
Internet:
www.familienheimbewegung.de

Info.Box 
VKS 
Katholische Familienheimbewegung e.V.

Die Katholische Familienheimbewe-
gung ist ein Interessenverband für Fami-
lien, die Wohneigentum anstreben oder 
bereits ein Eigenheim besitzen. Der 1953 
von katholischen Priestern und Laien 
gegründete Mitgliederverband ist in den 
fünf Nordrhein-Westfälischen Bistümern 
Aachen, Köln, Essen, Münster und Pa-
derborn tätig und damit Ansprechpartner 
von über 14.500 Mitgliedsfamilien in 
NRW. 
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Aus dem Freundeskreis Immobilien-
wirtschaft an der Hochschule für Wirt-
schaft und Umwelt Nürtingen-Geislingen 
(HfWU) verlieh das Siedlungswerk Baden 
e.V. am 23. Oktober 2008 den Thomas-
Aschenbrenner-Preis an Immopoint e.V. 
im Rahmen des Immobilienkongress in 
Geislingen. Der Preisträger des Thomas-
Aschenbrenner-Preises für soziale Kom-
petenz 2008 ist die studentische Initiative 
Immopoint e.V. aus Geislingen und ihre 
Vorstände Stephanie Kempa und Stefan 
Fritz. Die Preisverleihung fand im Rahmen 
des Immobilienkongress in der Jahnhalle 
in Geislingen statt. Veranstalter des Ereig-
nisses war der Studiengang Immobilien-
wirtschaft an der Hochschule für Wirtschaft 
und Umwelt Nürtingen-Geislingen. 

Kontaktpflege zur Wirtschaft 

Der Preis wurde von Vertretern des 
Siedlungswerks Baden, dem Vorsitzen-

den des Vorstands Klaus Merkle und dem 
Vorstandsmitglied Friedrich Plettenberg, 
übergeben. Er setzt sich aus einem Award, 
einer Urkunde und einem Geldbetrag von 
1.000 Euro zusammen. Immopoint stellt 
als gemeinnütziger Verein den Kontakt 
zwischen der Hochschule und der Im-
mobilienwirtschaft her, u. a. durch die 
Vermittlung von Praktika und Themen für 
Abschlussarbeiten. Außerdem hat sich Im-
mopoint als Anlaufstelle für Studenten bei 
allen Fragen rund um das Studium profi-
liert. Aber auch bei Fragen zu beruflichen 
Chancen und Perspektiven nach dem Stu-
dium hilft Immopoint mit Informationen.

Ausrichtung auf Prinzipien der 
Katholischen Soziallehre

Der Thomas-Aschenbrenner-Preis zielt 
bewusst nicht auf akademische Leistungen 
der Studierenden, sondern soll besonderes 
Engagement für die studentische Gemein-
schaft und die ihre Belange würdigen. Be-
gründet ist diese Ausrichtung des Preises 
in der historischen Verknüpfung des Sied-
lungswerks Baden und seiner Mitglieder 
mit der Erzdiözese Freiburg. Der Preis ba-
siert auf den Prinzipien und Ideen der ka-
tholischen Soziallehre und deren zentralen 
Werten wie Gemeinwohl, Solidarität und 
Subsidiarität. Der Name des Preises geht 

zurück auf Prälat Dr. Thomas 
Aschenbrenner, der auf dem 
Deutschen Katholikentag 1929 
in Freiburg das Ziel formu-
lierte, einer möglichst großen 
Zahl von Familien die Chance 
zum Erwerb familiengerechter 
Eigenheime zu geben. 

60-jähriges Jubiläum

Das Siedlungswerk Baden 
e.V. ist eine Vereinigung von 
24 selbständigen Wohnungs-
baugenossenschaften im Erz-

Unternehmensnachrichten

Immobilienkongress in Geislingen
Siedlungswerk Baden e.V. verlieh den Thomas-Aschenbrenner-Preis 2008

K O N T A K T
Siedlungswerk Baden e.V.
Karlstraße 8
76133 Karlsruhe
Telefon: 0721/ 212 12
Telefax: 0721 / 212 13
E-Mail: 
info@siedlungswerk-baden-ev.de nf
Internet:
www.siedlungswerk-baden-ev.de

Von l.:  Prof. Dr. Hansjörg Bach, Dekan HfWU Nürtingen-Geislin-
gen, Friedrich Plettenberg, Vorstand Siedlungswerk Baden e.V., 
Preisträger Stefan Fritz, Klaus Merkle, Vorstandsvorsitzender 
Siedlungswerk Baden e.V., Preisträgerin Stephanie Kempa, Prof. 
Dipl.-Kfm. Volker Hardegen, HfWU, Prof. Dr. Thomas Kinateder, 
HfWU. 				         Foto: SW Baden e.V.

Info.Box 
Siedlungswerk Baden e.V. 

Im Siedlungswerk Baden e.V. sind 
24 selbständige Wohnungsbaugenos-
senschaften zusammengeschlossen. Der 
Dachverband in Karlsruhe feierte im ver-
gangenen Jahr sein 60-jähriges Jubilä-
um. Er verfügt über eine Gesamtbauleistung 
von 73.000 Wohnungen (62.000 in eigener 
Bauherrschaft, 11.000 Wohneinheiten in 
Baubetreuung). Außerdem werden über 
12.000 Wohneinheiten von den Mitglieds-
unternehmen verwaltet. Im vergangenen 
Jahr wurden von allen Mitgliedsunterneh-
men 99 Millionen Euro in Neubau und 
Wohnungsbestand investiert. Die Gründung 
der Familienheim-Baugenossenschaften 
geht auf die Wohnungsnot im Nachkriegs-
deutschland zurück. Aufgrund des Bedarfs 
an Wohnraum erklärten die Kirchen den 
Wohnungsbau zu einem vorrangigen Ziel 
kirchlicher Daseinsfürsorge. Die Erzdiözese 
Freiburg veranlasste im Land Baden Initiati-
ven, die in die Gründung der Familienheim-
Baugenossenschaften mündeten. 1947 
wurde als Dachverband das Siedlungswerk 
Baden e.V. gegründet. 

bistum Freiburg. Als ein Verband von auf 
kirchliche Gründungen zurückgehenden 
Genossenschaften nimmt das Siedlungs-
werk Baden eine herausragende Stellung 
innerhalb der baden-württembergischen 
Wohnungswirtschaft ein. Die Unternehmen 
beschäftigen knapp 400 Mitarbeiter.

Autor: SW Baden e.V., Bearbeitung KSD
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Personalia/Termine

P e r s o n a l i a

# Kardinal Karl Lehmann wurde an-
lässlich seines 25-jährigen Jubiläums als 
Bischof als Vermittler innerhalb der ka-
tholischen Kirche gefeiert. Aber auch zur 
evangelischen Kirche habe Lehmann Brü-
cken bauen können, lobte Ministerpräsi-
dent Kurt Beck. Mit einem Gottesdienst im 
Dom und einem anschließenden Festakt ist 
das 25-jährige Bischofsjubiläum des Main-
zer Kardinals Karl Lehmann gefeiert wor-
den. Er habe der Kirche in Deutschland 
ein Gesicht gegeben, sagte der Vorsitzende 
der Deutschen Bischofskonferenz, Robert 
Zollitsch. 

# Pater Dr. Hans Langendörfer SJ 
erhielt von Bundespräsident Horst Köhler 
am 6. Oktober 2008 das Bundesverdienst-
kreuz. Als vorbildlicher Priester, Ordens-
mann und Seelsorger nehme sich Lan-
gendörfer voller Verständnis der Nöte der 
Menschen an, heißt es in der Begründung. 
Das Bundesverdienstkreuz wird an in- und 
ausländische Bürger verliehen für poli-
tische, wirtschaftlich-soziale und geistige 
Leistungen sowie für besondere Verdienste 
um die Bundesrepublik Deutschland.

# Ludger Schepers, bislang Pfarrer in 
Duisburg, ist in Essen zum Bischof geweiht 
worden. Bischof Felix Genn nahm die Ze-
remonie im Dom vor. Schepers wird Nach-
folger von Weihbischof Franz Grave, der 
nach 20 Jahren aus dem Amt geschieden 
ist. Der neue Weihbischof, der in Ober-
hausen geboren wurde, ist seit 30 Jahren 
Priester und seit 13 Jahren Diözesanrich-
ter. Schepers, der auch zum residierenden 
Domkapitular ernannt wurde, wird den 
Bischof bei der Leitung der Diözese unter-
stützen sowie Kontakt zu den Gemeinden 
und Priestern pflegen.

# Matthias Kopp, Sprecher der Düs-
seldorfer Staatskanzlei und Leiter der 
Pressestelle der NRW-Landesregierung, ist 
neuer Sprecher der Deutschen Bischofs-
konferenz. Die Bischöfe wählten Kopp zum 
Auftakt ihrer Beratungen bei der Herbst-
vollversammlung in Fulda. Der katholische 
Theologe folgt Martina Höhns nach, die im 

Sommer in die Medienarbeit der katho-
lischen Kirche in Bremen gewechselt war. 
# Carolin Boesing ist seit dem 1. Juli 
2008 neue Bundesgeschäftsführerin des 
Familienbundes der Katholiken in Berlin. 
Die 34-jährige Volljuristin tritt die Nachfol-
ge von Dr. Markus Warnke an, der im März 
des Jahres in das Familienministerium von 
Nordrhein-Westfalen wechselte. Carolin 
Boesing war zuvor sechs Jahre lang Leite-
rin des Berliner Büros des Bundestagsab-
geordneten Joachim Hörster (CDU) sowie 
Geschäftsführerin der CDU-Landesgruppe 
Rheinland-Pfalz und Saarland im Deut-
schen Bundestag. Boesing wird sich in ih-
rer neuen Aufgabe für eine am Wohl von 
Eltern und Kindern ausgerichtete Familien-
politik und für die verbandliche Entwick-
lung einsetzen. Der Familienbund ist der 
größte Familienverband in Deutschland. 
Ihm gehören als Dachverband 15 Mit-
gliedsverbände sowie 15 Diözesan- und 10 
Landesverbände an.

# Karl Friedrich Schröder ist alters-
bedingt aus dem Aufsichtsrat des Katho-
lischen Wohnungsbau- und Siedlungswerk 
der Diözese Regensburg (KWS) ausge-
schieden. Der ehemalige Leiter der Bi-
schöflichen Administration gehörte dem 
Gremium ab dem 23. Juni 1987 zunächst 
als Gesellschaftervertreter an. Aber auch 
am Ende seiner beruflichen Tätigkeit wollte 
man sein Wissen und seinen Sachverstand 
beim KWS nicht missen. Über die Zeit hin-
weg haben sechs Geschäftsführer auf seine 
Unterstützung bauen können. Ein Nachfol-
ger wurde (bisher) nicht benannt.

2009-02-05 
KSD-kompakt, Köln

2009-03-02 
KSD-Vorstand, Berlin

2009-03-05/06 
dec EWIV Gesellschafterversammlung, 
Berlin

2009-03-10 
KSD-Hauptausschuss, Frankfurt/M.

2009-04-28 
dec EWIV Gesellschafterversammlung, 
Limburg

2009-04-29/30 
KSD-Jahrestagung, Limburg

2009-10-12/13 
dec EWIV Herbsttagung, Gent

2009-11-11/12 
KSD-Fachtagung 2009, Mainz

2010-05-12/16 
2. Ökumenischer Kirchentag, 
München (Teilnahme des KSD)

Te r m i n e
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Neues Wohnen

Neues Wohnen in der zweiten 
Lebenshälfte

Betrachtung verschie-
dener Aspekte der 
zweiten Lebensphase 
sowie Vorstellung reali-
sierter Projekte

Wir werden nicht nur älter, wir arbeiten 
länger und sind aktiver als es unsere Groß-
eltern waren. So ist die zweite Lebenshälfte 
heute für viele Menschen geprägt von 
vielfältigen Aktivitäten, die ein selbst be-
stimmtes Handeln, mit und ohne Behinde-
rung verlangen. In diesem Kontext steht die 
Frage nach Wohnformen, die es erlauben, 
diesen länger und wichtiger werdenden 
Lebensabschnitt nach eigenen Wünschen 
und Bedürfnissen zu gestalten. Neben dem 
von der Mehrheit der älteren Menschen fa-
vorisierten Wohnen in der angestammten 
Wohnung entstehen neue gemeinschaft-
liche Wohnformen wie Nachbarschafts-, 
Haus- oder Wohngemeinschaften. Vor 
diesem Hintergrund betrachten namhafte 
Autorinnen und Autoren die verschiedenen 
Aspekte der zweiten Lebensphase. Darüber 
hinaus werden realisierte Projekte in der 
Schweiz und Deutschland vorgestellt und 
auf ihre Praxistauglichkeit hin analysiert.

Huber, Andreas (Hrsg.):

Neues Wohnen in der 
zweiten Lebenshälfte 
Reihe: Edition Wohnen, 
Band 2

2008, Kooperation mit dem ETH 
Wohnforum – Centre for Cultural Stu-
dies in Architecture (CCSA), Departe-
ment Architektur, ETH Zürich, 223 
Seiten mit 180 Abbildungen, karto-
niert, ISBN 3764386339, Birkhäuser-
Verlag

Rezensionen

Betreutes Wohnen

Betreutes Wohnen für ältere 
Menschen - Dienstleistungsan 
forderungen nach DIN 77800 

Mindestqualitätsstan-
dards als Orientierung 
für die Anbieter 
über erforderliche 
Leistungsangebote 

Betreutes Wohnen hat sich als ein zu-
kunftsweisendes Wohnkonzept erwiesen; 
allerdings existieren weder ein Gesetz 
noch eine Institution, die verbindliche 
Mindeststandards der Betreuungs- und 
Pflegeleistungen definieren. Mit der in 
dem vorliegenden Titel vorgestellten DIN 
77800 wurde ein einheitliches Instrument 
zur freiwilligen Qualitätssicherung auf dem 
Markt des Betreuten Wohnens geschaffen. 
Die Norm definiert Mindestqualitätsstan-
dards, die für Anbieter eine Orientierung 
schaffen, welche Leistungsangebote sie 
bereitstellen sollten. Gleichzeitig wird für 
die Verbraucher damit die Leistungstrans-
parenz des Wohnangebotes gewährleistet. 
Die Norm definiert Mindestqualitätsstan-
dards, die für Anbieter eine Orientierung 
schaffen, welche Leistungsangebote sie 
bereitstellen sollten. Gleichzeitig wird für 
die Verbraucher damit die Leistungstrans-
parenz des Wohnangebotes gewährleistet.

Holger Mühlbauer:

Betreutes Wohnen für ältere 
Menschen - Dienstleistungs-
anforderungen nach DIN 
77800 

2008, 2. überarbeitete Auflage, 40 Sei-
ten, broschiert, ISBN 3-410-16793-5, 
Beuth-Verlag 

Wohnen und Betriebskosten

Intensivkurs Betriebskosten - 
Rechtssicher vereinbaren, 
umlegen, abrechnen 

Fachmännische Hilfe 
bei Vertragsgestaltung 
und Abrechnung in 
einem Handbuch

Schon bald könnten die Betriebskosten 
einer Wohnung höher sein als ihre Miete. 
Nicht nur wegen der steigenden Energieko-
sten. Auch eine Menge anderer Leistungen 
sind so teuer geworden, dass die Vermieter 
nicht selten beträchtliche Nachzahlungs-
forderungen erheben müssen. Wirtschaft-
lich gesehen sind Betriebskosten aus der 
Sicht des Vermieters nur durchlaufende 
Posten. Er steht aber in der Pflicht, diese 
sorgfältig zu berechnen und jede Erhö-
hung genau zu begründen, sonst kann er 
unwissend in teure Fallen tappen. Dies 
zu vermeiden bedeutet in aller Regel ei-
nen erheblichen Verwaltungsaufwand und 
vergrößert den Druck auf den Vermieter. 
Intensivkurs Betriebskosten soll Eigentü-
mern, Vermietern, Hausverwaltungen und 
auch Rechtsanwälten bei der Vertragsge-
staltung und Betriebskostenabrechnung 
von preisfreiem Wohn- und Geschäftsraum 
eine Hilfestellung sein. 

Andreas Stangl:

Intensivkurs Betriebskosten 
Rechtssicher vereinbaren, 
umlegen, abrechnen 

2008, 1. Auflage, broschiert, 126 Sei-
ten, ISBN 33450092350, HUSS-Medien 
GmbH, Berlin


